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„Schul(re)form richtig machen!  - 
Eine Reform darf immer nur der 
Weg zur besseren Qualifizierung 
sein und nicht Selbstzweck“  forder-
te der Präsident der LVU, Dr. Ger-
hard F. Braun von den Reformüber-
legungen des rheinland-pfälzischen 
Bildungsministeriums. Nun werden 
bis zum Schuljahr 2013/14 alle Haupt- 
und Realschulen zusammengelegt.

Bereits ab nächstem Jahr sollen die 
ersten neuen „Realschulen plus“ er-
richtet werden. Das künftige Angebot 
der weiterführenden Schulen umfasst 
dann neben dem Gymnasium und 
der Integrierten Gesamtschule (IGS) 
die neue Realschule plus. Diese bieten 
unter ihrem Dach die beiden Schulfor-
men Kooperative Realschule und Re-
gionale Schule an, die zum Mittleren 
Schulabschluss und zum Abschluss der 
Berufsreife führen. Bei entsprechenden 
Voraussetzungen kann die Realschule 
plus zudem die Fachhochschulreife er-
möglichen. 

Im Prinzip sei es ja richtig, sich am Anmel-
deverhalten der Eltern zu orientieren und 
Schulformen, die nicht mehr nachgefragt 
werden oder deren Abschluss nicht mehr 
zielgerichtet auf einen Beruf vorbereiten, 
entsprechend weiterzuentwickeln – so Dr. 
Braun in einer ersten Stellungnahme. Und 
weiter: „Es darf nicht sein, dass bei einer 
Zusammenlegung von Haupt- und Real-
schule der Langsamste das Lerntempo be-
stimmt und gute Realschüler nicht mehr 
in dem nötigen Maße gefördert werden 
können. Darüber hinaus ist es fragwürdig, 
ob es gelingt, einen Lehrplan zusammen-
zustellen, der zukünftigen Schreinern und 
zukünftigen Bankkaufleuten gleicherma-
ßen gerecht wird.“ Eine stärkere Berufso-
rientierung sei aber gerade für zusammen-
gelegte Haupt- und Realschulen ein Muss, 
um den verschiedensten Qualifikations-
bedürfnissen einer solchen heterogenen 
Gruppe gerecht zu werden. Hierzu gehöre 
auch die weitere Konzentration auf ma-
thematische, naturwissenschaftliche, tech-
nische und Informatik-Fähigkeiten, die in 
den sogenannten MINT-Fächern vermit-

telt werden. Das Fach Wirtschaft und Ar-
beitslehre müsse in der neuen Schulform 
zum Pflichtfach gemacht werden.

Zusätzlich wird an ausgewählten Real-
schulen plus das Projekt „Keiner ohne Ab-
schluss“ gestartet: Geplant ist ein spezielles 
zehntes Schuljahr für Schülerinnen und 
Schüler, die nach der neunten Klasse den 
Abschluss der Berufsreife noch nicht er-
reicht haben. Ziel des Projekts ist, dass die 
Abbrecherquote deutlich gesenkt wird. 

„Die Unternehmen benötigen qualifi-
zierte Schulabgänger mit fachlichen und 
sozialen Kompetenzen gleichermaßen. 
Dies ist heute bei jedem vierten Schulab-
solventen leider nicht mehr der Fall. Eine 
Zusammenlegung von Haupt- und Real-
schulen wird deshalb allein die nötigen 
Verbesserungen nicht herbeiführen. Eine 
Struktur-Reform sollte die konsequente 
Anwendung moderner pädagogischer 
Konzepte im Rahmen von Ganztags-
schulangeboten  berücksichtigen. Die 
Schule muss auch auf das Berufsleben 
vorbereiten – und dazu gehören entspre-
chende Kenntnisse von der Funktionswei-
se der Wirtschaft genauso wie die nötigen 
Einblicke in die Arbeitswelt“, machte Dr. 
Braun abschließend deutlich. 	

LVU-Präsident Dr. Gerhard F. 
Braun ist am 10. Dezember 2007 
einstimmig von der Mitgliederver-
sammlung der Bundesvereinigung 
Deutscher Arbeitgeberverbände 
(BDA) zum Vizepräsidenten gewählt 
worden. Zuvor war Dr. Braun be-
reits Vorstandsmitglied der BDA.

Bereits am 29. November 2007 wurde 
der LVU-Präsident zum Vorsitzenden 

des gemeinsamen BDA/ BDI-Aus-
schusses „Bildung/ Beruf liche Bil-
dung“ gewählt. Als solcher ist er erster 
Ansprechpartner bei allen bildungs-
politischen Themen aus Arbeitgeber-
sicht. Dr. Braun ist Geschäftsführender 
Gesellschafter der Karl Otto Braun 
GmbH & Co. KG in Wolfstein.

Gleich nach seiner Wahl hat Dr. Braun –  
quasi als eine der ersten Amtshand-
lungen – auf dem Arbeitgebertag 2007 
den Deutschen Arbeitgeberpreis für 
Bildung überreicht. Deutschlands bes-
te Bildungseinrichtungen sind dabei 

ausgezeichnet worden. Die Gewin-
ner erhielten die Auszeichnung aus 
den Händen von BDA-Vizepräsident 
Dr. Gerhard F. Braun und Hartmut 
Mehdorn, Vorstandsvorsitzender der 
Deutschen Bahn AG. Der Preis wird in 
fünf Kategorien vergeben und ist mit 
je 10.000 Euro dotiert. 2007 stand der 
Wettbewerb unter dem Motto „’Ent-
repreneurship’ als Bildungsaufgabe“. 
Der Preis wird mit Unterstützung der 
DB AG ausgelobt und wurde 2007 be-
reits zum achten Mal vergeben. Erneut 
gab es auch einen Sonderpreis für vor-
schulische Einrichtungen. 	

Dr. Braun ist  
BDA-Vizepräsident

Eine neue Schulstruktur für Rheinland-Pfalz
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Die „Idee Schule – Wirtschaft“ 
hat mich seit meinem Studium 
gefesselt, und ich habe damals 
schon in meinem Studium des 
Faches Sozialkunde gerne die 
Studienangebote mit Bezug zu 
Wirtschaftsthemen gewählt. Als 
Schulleiter hatte ich schließlich 
die große Gelegenheit, gemein-
sam mit dem Leiter Aus- und 
Weiterbildung der Firma Stihl 
im Werk Prüm-Weinsheim, Rein-
hold Balitzki, und einigen weite-
ren Mitstreitern den „Regionalen 
Arbeitskreis Betriebe – Schulen“ 
für den Altkreis Prüm zu grün-
den, auszubauen und zu einer 
deutlich verbesserten Zusam-
menarbeit zwischen den Schulen 
und der Arbeitswelt beizutragen.

Damit war auch der Kontakt zum Stu-
dienkreis Schule Wirtschaft Rhein-
land-Pfalz und zur Bundesarbeitsge-
meinschaft geknüpft. Der gegenseitige 
Austausch, gemeinsame Aktivitäten 
sowie  durchgeführte Projekte und 
Fortbildungsveranstaltungen waren 
die prägenden Elemente einer überaus 
fruchtbaren Kooperation.

Dabei war mir sowohl als Schul- und 
später dann auch als Unternehmens-
vertreter und schließlich als ehren-
amtlicher Vorsitzender der Landesar-
beitsgemeinschaft immer wichtig, dass 
neben den direkt an den Schulen um-
gesetzten Aktivitäten auch die „Sys-
temperspektive“ eingenommen wurde. 
Dabei heißt die zentrale Frage: Was 
können die beiden Organisationen 
voneinander lernen? Welche Organi-
sations-, Steuerungs- und Führungs-
instrumente eignen sich für einen 
erfolgreichen Einsatz in beiden „Wel-
ten“? Können positive Erfahrungen 
aus der Wirtschaft auch in der Schule 
erfolgreich umgesetzt werden? Und 
umgekehrt: Welche Handlungsweisen 
im Bildungsbereich sind auch für die 
Unternehmen beachtenswert? Die Or-
ganisation SCHULEWIRTSCHAFT 
hat in den vergangenen Jahren viel 
zur gegenseitigen Öffnung beigetra-
gen. Diese positive Einf lussnahme und 
Mitgestaltung hat zunehmend auch 
bei den politischen Entscheidungs-
trägern gewirkt. Ob man nun an die 
„Richtlinien für ökonomische Bildung 
für die rheinland-pfälzischen Schulen“ 
oder die Aufnahme eines Berufsprakti-
kums in die Ausbildung von angehen-
den Lehrkräften denkt, immer konnte 
das SW-Prinzip des „Dialogs auf Au-
genhöhe“ Erfolge verzeichnen.
Eine Fortsetzung dieses Dialogs ist 
in Anbetracht der großen Herausfor-
derungen im Bildungsbereich und in 
der Wirtschaft nach wie vor dringend 
geboten. So sollten Ausbilder und Per-
sonalverantwortliche wissen, wie die 
Schulen arbeiten, welche Rahmenbe-
dingungen gegeben sind, und unter 
welchen Zielsetzungen Schulen zur 
Zeit organisiert sind. Lehrerinnen und 
Lehrer sollten umgekehrt neue Berufe 
und Berufsbilder kennen und sollten 

eine gewisse Vorstellung davon haben, 
welche Herausforderungen die Aus-
bildungsordnungen an junge Leute 
stellen. Ausbilder und Personalverant-
wortliche sollten einschätzen, wie das 
Leistungsvermögen von Absolventen 
und Absolventinnen verschiedener 
Schulformen zu beurteilen ist. Sie 
sollten eine Vorstellung davon haben, 
mit welchen Einstellungen und Wert-
haltungen heutige Schüler in Schule 
arbeiten. Dann wissen sie, was auf 
sie zukommt, wenn Schüler eine Aus-
bildung beginnen. Lehrerinnen und 
Lehrer sollten ein möglichst objekti-
ves Bild von Arbeitsweisen in Unter-
nehmen haben und daraus ableiten 
können, welche Kompetenzen junge 
Mitarbeiter/-innen benötigen und was 
die Herausforderungen der Zukunft 
sind. Ausbilder und Personalverant-
wortliche sollten die Schuldebatte 
verfolgen; sie sollten über neue For-
men – wie etwa die Neuorganisation 
der BBS oder aber die Umstellung der 
Hochschulstudiengänge auf Bachelor 
und Master – Bescheid wissen.

Nach 20 Jahren aktiver Mitwirkung 
im Bereich SCHULEWIRTSCHAFT 
sage ich allen Mitstreitern ganz herz-
lich Dank für die tolle  Zusammenar-
beit und für viele erfolgreiche Aktivi-
täten. Für mich waren die zahlreichen 
Begegnungen immer eine große Berei-
cherung – ein Gewinn für mich per-
sönlich und für meine beruf lichen 
Aufgaben. Der Idee SCHULEWIRT-
SCHAFT werde ich auch in Zukunft 
Aufmerksamkeit und Unterstützung 
widmen. Viel Erfolg und gutes Ge-
lingen wünsche ich allen, die Verant-
wortung in diesem so wichtigen Feld 
übernehmen!

Theo Scholtes	

Dialog auf Augenhöhe ist 
Garant für den Erfolg



Verantwortung in und für Schule 
– unter diesem Motto trafen sich 
Vertreter von Schulen und Unter-
nehmen aus ganz Deutschland. 

Eingeladen hatte die Bundesarbeitsge-
meinschaft SCHULEWIRTSCHAFT 

mit ihren beiden Trägern, der Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände und dem Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln. In fast 
20 Workshops wurden Erfahrungen 
ausgetauscht, Best Practice Beispiele 
weitergegeben und gemeinsame Ziele 
abgestimmt. 

Auch aus Rheinland-Pfalz nahm 
eine Delegation der 32 regiona-

len Arbeitskreise, der Landesar-
beitsgemeinschaft und aus dem sie 
unterstützenden Bildungs- sowie 
Wirtschaftsministerium teil. Im 
Rahmen dieser Veranstaltung ka-
men die Themen Förderung von 
Naturwissenschaften und Technik, 
Ausbildungsreife und Berufsori-
entierung, Ökonomische Grund-
bildung und Qualitätszentrierte 
Schulentwicklung zur Sprache.	
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SCHULEWIRTSCHAFT– 
Kongress in Berlin

SCHULEWIRTSCHAFT be-
steht deutschlandweit seit 
über 50 Jahren. Die Initiati-
ve bringt jährlich mehr als 
190.000 Schul- und Unterneh-
mensvertreter zusammen. Ihr 
Anliegen ist, die Perspektiven 
der jungen Menschen zu ver-
bessern.

„Um den Weg zu einer qualitativ hochwertigen Bil-
dung und Erziehung erfolgreich zu beschreiten, brau-
chen Schulen mehr Selbstständigkeit und Eigenver-
antwortung. SCHULEWIRTSCHAFT hilft den Schulen 
bei der Gestaltung der Veränderungsprozesse und 
baut Brücken zur Arbeits- und Berufswelt“

Dass Lehrkräfte aller Schularten es als ihre Auf-
gabe ansehen, ökonomische Bildung über die 
Grenzen der Schulfächer hinweg engagiert zu 
betreiben und damit zugleich die Öffnung ihrer 
Schulen voranzubringen, verdient besondere An-
erkennung. Sie finden beim länderübergreifen-

den Austausch Gelegenheit, ihre Konzepte und Ideen zu verglei-
chen und dabei Anregungen zu erhalten, die sie sowohl in ihrem 
schulischen Umfeld als auch bei den Kontakten mit den Betrieben 
vor Ort gewinnbringend nutzen werden. 

Die Arbeitsgemeinschaft SCHULEWIRTSCHAFT ist 
eine mustergültige und seit Jahrzehnten beste-
hende Institution. Mit viel Einsatz haben sie ein 
flächendeckenses Netzwerk mit aufgebaut. Aner-
kennenswert finden wir es als Teilnehmer solcher 
Veranstaltungen wie der Berlin- Tagung, dass sie 

auch Rahmenpunkte enthalten, die einen informellen Austausch 
bei ansprechenden Abendveranstaltungen ermöglichen.

„Über 200.000 Schüler, die im Jahr eine allge-
mein bildende Schule verlassen, gelten als nicht 
ausbildungsreif. Die Bereitstellung von schuli-
schen und berufsvorbereitenden Maßnahmen 
für die Jugendlichen hat handfeste kostenwirk-
same Effekte: Dafür werden knapp 3,4 Milliar-
den Euro aufgewandt, die eher für ein qualifizierendes Bildungser-
gebnis in der Schule eingesetzt werden könnten. Für eine bessere 
Vorbereitung der Jugendlichen auf die Arbeitswelt sollten zudem 
Unternehmen und Schulen vor Ort eng kooperieren.“

Besonders beeindruckt hat mich einerseits 
die Bereitschaft und das Engagement der 
Lehrkräfte, aktiv ökonomische Bildungsin-
halte in den Unterricht einfließen zu lassen; 
andererseits das Engagement der Wirt-
schaft mit seinen Vertreterinnen und Ver-
tretern den Schulen aktive Hilfe anzubieten und nicht nur 
Defizite bei den Jugendlichen und den Schulen zu suchen 
und anzuprangern, sondern zusammen mit den Bildungsein-
richtung nach Lösungsmöglichkeiten zu suchen.

Der Landesarbeitsgemeinschaft gelingt es 
immer wieder Fragen, die von fundamentaler 
Bedeutung im Bildungsbereich sind, zu stellen. 
Über eine zielweisende Kooperation von Leh-
rern und Vertretern der Wirtschaft werden die 
notwendigen Synergien erzeugt, um gemein-
sam Lösungswege zu suchen und zu finden.

Prof. Dr. Michael Hüther, 
Direktor des Institutes 
der deutschen Wirt-
schaft Köln (IW)

Huber Müller, 
Ministerium für Wirt-
schaft, Verkehr, Wein-
bau und Landwirtschaft 
Rheinland-Pfalz

Thomas Bursian,
Berufsbildende Schule 
Kirn

Dr. Dieter Hundt, 
Präsident der Bundesver-
einigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände 
(BDA)

Herbert Freis, 
Ministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, 
Jugend und Kultur 
Rheinland-Pfalz

Karl-Ernst Schaab, 
SIMONA AG 
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Aus abgetragenen Jeans werden 
modische Accessoires. Fähnchen 
für den Schulranzen machen die 
kleinen Schulanfänger im Stra-
ßenverkehr besser sichtbar. Kurz-
geschichten auf CDs überzeugen  
zahnputzunwillige Kinder. Restau-
rants erhalten ihre Speisekarten in 
Blindenschrift. Schüler arbeiten für 
Schüler und entwickeln Spiele als 
Lernmaterialien oder konzipieren 
jugendgerechte Reiseführer. - Alles 
Geschäftsideen von Schülern aus 
dem Projekt JUNIOR des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln

In Rheinland-Pfalz unterstützt die 
LVU dieses Projekt, das Schüler auf 
spielerische Weise mit komplexen 
Wirtschaftsinhalten vertraut macht. 
Für ein Jahr gründen die Schüler ihre 
eigene Firma auf Aktienbasis, entwi-
ckeln selbstständig eine Geschäftsidee 
und übernehmen Verantwortung für 
Personal, Marketing, Vertrieb, Pro-
duktion oder Dienstleistung. 

In Form einer monatlichen Buchführung 
berichten sie dabei regelmäßig über ihr 
Unternehmen. Im Gegenzug erhalten 
sie dann vom Projektträger ihre Steuer-
bescheide für die Gewinn- und Verlust-
rechnung. Am Ende des Jahres müssen 
die Unternehmen auf einer ordentlichen 
Hauptversammlung auch den Aktionä-
ren Rechenschaft über die Entwicklun-
gen ihrer Investitionen ablegen. „Lear-
ning by doing“ lautet das Motto.

Frühzeitig erkennen Schüler dabei ihre 
Stärken und Schwächen. Ihre Berufso-
rientierung wird fundierter. JUNIOR 
vermittelt Schlüsselqualifikationen, die 
im heutigen Arbeitsleben unabdingbar 

sind: Teamfähigkeit, Leistungsbereit-
schaft, Kreativität, Entschlusskraft und 
Ausdauer. Wer sich in einer JUNIOR-
Firma ein Jahr lang engagiert hat, der 
hat bewiesen, dass er bereit ist, Verant-
wortung zu übernehmen und dass er eine 
Aufgabe auch zu Ende führen kann. 

Auf einem Landeswettbewerb werden 
jährlich die besten Schülerfirmen er-
mittelt, die dann am Bundeswettbe-
werb und eventuell sogar am Europa-
wettbewerb teilnehmen. 

„Es ist jedes Mal wieder faszinierend, 
mit welchem Eifer und mit welcher 
Kreativität sich die jungen Leute als 
Unternehmer betätigen und präsentie-
ren. Manch ein „Jungunternehmer“ 
hat dabei auch schon die Grundlage für 
seine spätere Selbstständigkeit gelegt“ 
fasst Dr. Gerhard F. Braun, Präsident 
der LVU und Jurymitglied seine lang-
jährigen Projekteindrücke zusammen.	

Ab 2009 produziert Keiper für Ge-
neral Motors längere Sitzschie-
nen, die höheren Crash-Anforde-
rungen genügen müssen. Welche 
Schneidkraft braucht dann die 
Stanzmaschine, die das feste-
re Material zuschneidet? Ist die 
neue Größe mit der vorhandenen 
Maschine überhaupt machbar?

100 Mathematiklehrer hatten sich 
angemeldet – 50 konnten aus Kapa-
zitätsgründen nur für die Betriebser-
kundung bei der Firma KEIPER Ro-
ckenhausen zum Thema Mathematik 
aufgenommen werden. Das Interesse 

der Schulen ist groß, was Unterneh-
men von ihren Auszubildenden an 
Kenntnissen erwarten und warum. 
Denn die Mathematiklehrer wollen 
ihren Schülern anschließend auch 
plausibel machen, dass ihr Unter-
richtsstoff relevant ist. 

An vier Stationen – in der Produktion, 
in der Ausbildung, in der Qualitätssi-
cherung und im kaufmännischen Be-
reich – warteten Auszubildende auf 
die in verschiedene Gruppen eingeteil-
ten Lehrer. An ihrem Arbeitsplatz de-
monstrierten sie, wo welche mathema-
tischen Kenntnisse warum gebraucht 
werden. Natürlich wurde auch im 
Rückblick diskutiert, was man dafür 
bereits in der Schule gelernt hat und 
was man vielleicht bei Ausbildungsbe-
ginn vermisst hatte. 

Diese Fortbildung in ihrem Rocken-
hausener Werk hatte die Firma Keiper 
gut vorgeplant und durchorganisiert. 
In Kooperation mit der örtlichen Re-
alschule wurde damit auch gleich ein 
Modell für die Mathematik-Erkun-
dung in anderen Betrieben geschaffen. 
Es kann in gleichem oder kleinerem 
Umfang von anderen Unternehmen 
übernommen werden. 

Die schon länger andauernde Zusam-
menarbeit der Firma Keiper mit den 
umliegenden Schulen und speziell 
mit den Mathematiklehrern im regi-
onalen Arbeitskreis SCHULEWIRT-
SCHAFT Donnersberg hat messbare 
Erfolge gebracht: Die bei den Aus-
bildungsbewerbungen abgefragten 
Mathematikkenntnisse haben sich 
erkennbar verbessert. Und so sagte 
Dr. Ulrich Link, Abteilungleiter im 
Wirtschaftsministerium, in seiner Er-
öffnungsrede der Tagung so treffend: 
„Ein Beispiel, das Schule oder besser 
Wirtschaft machen sollte.“ 	18
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JUNIOR: Schüler werden 
selbstständig

Mathe – betriebsnah 
und spannend
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Schulen als Partner der Betriebe

Frage: Herr Moelle, war-
um haben Sie als Unter-
nehmer den Vorsitz der 
L a n d e s a r b e i t s g e m e i n -
schaft SCHULEWIRT-
SCHAFT übernommen?

Matthias Moelle: Gerade wir Un-
ternehmer sollten uns im Bildungs-
bereich engagieren. Wir können 
den Schulleitungen unsere Erfah-
rungen aus dem Management zur 
Verfügung stellen, den Lehrern 
einen Einblick in unsere betriebli-
chen Rahmenbedingungen geben 
und bei den Schülern dafür werben, 
dass Selbstständigkeit  auch eine 
Herausforderung ist, die Spaß ma-
chen kann. Gerade der letzte Punkt 
ist  mir besonders wichtig – denn 
wo kommen die Schüler sonst  mit 
berufl icher Selbstständigkeit  in 
Kontakt? 

Frage: Wie schätzen Sie die schulischen 
Leistungen der jungen Menschen ein, 
die sich bei Ihnen bewerben?

Moelle: Leider kann ich die Klagen 
meiner Kollegen über die oft unzu-
reichende Ausbildungsreife zu vieler 
Schulabgänger nur allzu gut nach-
vollziehen. Die Deutsch- und Rechen-
kenntnisse lassen oft zu wünschen 
übrig. Gleichzeitig brauchen wir gera-
de im technischen Bereich qualifizier-
ten Nachwuchs. Ein anderes Problem 
ist, dass die Noten manchmal nur be-
grenzt aussagekräftig sind und selbst 
innerhalb derselben Schulart oft nicht 
vergleichbar sind. Zentrale Abschluss-
prüfungen an allen Schularten wären 
deshalb für uns sehr hilfreich. 

Frage: Und wie sieht es menschlich aus?

Moelle: Viele Benimmregeln können 
leider nicht mehr als selbstverständ-
lich vorausgesetzt werden. In Bewer-

b u n g s g e s p r ä c h e n 
bleiben die Hände in  
den Hosentaschen, ein 
Blickkontakt ist wäh-
rend des Gesprächs 
unmöglich oder das Handy klingelt 
und die Freundin ruft an. Ich denke, 
die jungen Leute sollten frühzeitig auf 
solche Situationen im Arbeitsleben 
vorbereitet werden.

Frage: Was wünschen Sie sich für Ihre 
zukünftige Aufgabe bei SCHULEWIRT-
SCHAFT?

Moelle: Ich wünsche mir viele enga-
gierte Schulen, die sich für Wirtschaft, 
Technik und Berufswelt öffnen und 
sich als Partner der Betriebe begrei-
fen, um die jungen Menschen optimal 
auch auf die Arbeitswelt vorbereiten 
zu können. Auf der anderen Seite wün-
sche ich mir mehr Unternehmer und 
Betriebe, die aktiv den Schulen Hilfe 
und Partnerschaften anbieten.

Der Weg ist das Ziel

Frage: Frau Frey, wie sieht 
Ihre Bilanz nach sechs-
einhalb Jahren im Vorsitz 
der Landesarbeitsge-
meinschaft SCHULEWIRT-
SCHAFT aus?

Christel Frey: Ich ziehe eine durchweg 
positive Bilanz. Es macht viel Freude 
mit sehr engagierten Menschen aus 
beiden Bereichen zusammenzuarbei-
ten. Immer wieder müssen wir uns 
neuen Herausforderungen durch die 
Bildungspolitik stellen, wie etwa die 
Umsetzung der neuen Schulstruktur in 
Rheinland-Pfalz und die wirtschaftli-
che Entwicklung. Wir haben spannen-
de und auch kontrovers zu diskutierende 
Themengebiete, mit denen wir uns kon-
struktiv auseinandersetzen und die wir 
dabei weiterentwickeln. Dieses Miteinan-

der bringt Akzeptanz und Verständnis für 
das jeweils ganz andere Aufgabengebiet.

Frage: Können Sie die Klagen der Wirtschaft 
über die mangelnde Ausbildungsfähigkeit 
der jungen Menschen nachvollziehen?

Frey: Die häufig zitierte Behauptung, 
dass rund ein Viertel der jungen Leute 
nicht ausbildungsfähig sei, schmerzt 
uns sehr. Wir kennen unsere Schüler 
und wissen, dass sie wertvolle Kompe-
tenzen haben, die man auf den ersten 
Blick nicht abtesten kann. Wir wün-
schen uns manchmal mehr Offenheit 
und Risikobereitschaft bei den Unter-
nehmen, denn die gesellschaftlichen 
Aufgaben der Ausbildung müssen wir 
gemeinsam wahrnehmen.

Frage: Unter den nachlassenden Ma-
nieren müssen Sie doch genauso lei-
den wie die Unternehmen, oder?

Frey: In der Tat: Die 
unter Druck stehenden 
und oft überforderten 
Eltern bürden uns zu-
nehmend mehr Erzie-
hungs- und Betreuungsaufgaben auf, 
die durch unsere engen Rahmenbedin-
gungen und unsere eigentliche Aufga-
be, die Vermittlung von Fachwissen, 
gar nicht zu bewältigen sind.

Frage: Was wünschen Sie sich für Ihre 
weitere Zusammenarbeit mit der Wirt-
schaft?

Frey: Ich wünsche mir weiterhin so viel 
Offenheit und Engagement von unse-
ren Partnern in der Wirtschaft und hof-
fe auf konstruktive Zusammenarbeit, 
auch wenn es manchmal kontrovers 
zugeht, denn unsere Zielvorstellungen 
sind nicht immer vereinbar. Aber: Der 
Weg ist das Ziel!

     Schule 

Wirt-
schaft

Schule 
Wirtschaft



Die Wirtschaft  in Rheinland-Pfalz 2007

20
	

Ta
ri

fp
o

li
ti

k

Mindestlohn Zeitarbeit: Wo 
ist die Entsende-Problematik?

Politik opfert Arbeits-
plätze der Ideologie

„Wir sind gegen einen Mindestlohn 
für die Zeitarbeit.“ - Darauf weist 
der Hauptgeschäftsführer der 
LVU, Werner Simon, angesichts 
der aktuellen Diskussion hin. Zwei 
von drei Zeitarbeits-Arbeitgeber-
verbänden haben jetzt beim Bun-
desarbeitsminister die Aufnahme 
der Branche in das Arbeitnehmer-
entsendegesetz beantragt.

„Das Entsendegesetz soll Verwerfun-
gen regeln, die durch die Entsendung 
ausländischer Arbeitnehmer nach 
Deutschland entstehen, wenn diese 
dann hier zu den ausländischen Arbeits-
bedingungen tätig werden. Eine solche 
Entsendeproblematik liegt jedoch in 
der Zeitarbeit gar nicht vor“, begründet 
Simon die Ablehnung. Man könne eine 
solche Regelung, noch dazu unter Aus-
hebelung bestehender Tarifverträge, 
nicht „mal eben auf Verdacht“ erlassen: 
Ein solcher Eingriff in bestehende Ta-
rifverträge stehe der Politik nicht zu.

Außerdem kritisiert Werner Simon 
auch die Pläne des Bundesarbeits-
ministers, am Entsendegesetz und 
am Gesetz für Mindestarbeitsbedin-
gungen Änderungen vorzunehmen: 
„Diese Änderungen ermöglichen ei-
nen Durchgriff der Politik in die Ta-
rifautonomie.“ Mindestlöhne helfen 
nur scheinbar den Betroffenen - in 
Wirklichkeit vernichten sie Arbeits-
plätze, gerade im geringqualifizierten 
Bereich: „Mindestlöhne sind wie ein 
scheinbares Wundermittel, das sich 
der Patient euphorisch einwirft, ohne 
auf der Packungsbeilage die Risiken 
und Nebenwirkungen beachtet zu ha-
ben, die er hinterher bitter am eigenen 
Leib erleben muss“, so Simon.

„Die erste Insolvenz einer PIN-Toch-
ter – postino in Mainz – und der 
Verlust von rund 100 Arbeitsplätzen 
machen auf bedrückende Weise die 
negative Wirkung von Mindestlöhnen 
deutlich“, erklärt der Hauptgeschäfts-
führer der LVU, Werner Simon. Für 
Briefzusteller wurde zum Jahreswech-
sel 2007/ 2008 ein branchenbezogener 
Mindestlohn auf dem Lohnniveau des 
einstigen Monopolisten Deutsche Post 
AG eingeführt. Infolgedessen musste 
postino bereits nach wenigen Wochen 
den Weg in die Insolvenz antreten. 

Die Unternehmerverbände haben 
im Vorfeld immer wieder auf die be-
schäftigungsfeindliche Wirkung von 
Mindestlöhnen hingewiesen. „Dass 
wir jetzt so bestätigt werden, ist sehr 
traurig, insbesondere für die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie für 
deren Familien“, bedauert Simon die 
Beratungsresistenz der Politik: „Hier 
wurden Arbeitsplätze auf dem Altar 
der Ideologie und der scheinbaren 
Gerechtigkeit ganz bewusst geopfert.“ 
Niemand könne sagen, mit diesen Aus-
wirkungen habe er nicht rechnen kön-
nen, da auch die LVU immer wieder 
auf diese Wirkung von Mindestlöhnen 
hingewiesen habe. Im konkreten Fall 
habe der Mindestlohn seine komplette 
Abschreckungswirkung gegenüber In-
vestoren entfaltet und somit eine Ret-
tung von postino verhindert. In ande-
ren Fällen schlägt das Lohn-Argument 
betriebswirtschaftlich durch.

„Gerade im geringqualifizierten Be-
reich gilt, dass ein Arbeitsplatz nicht 
mehr kosten darf, als er erwirtschaftet. 
Wer den Mindestlohn zu hoch ansetzt, 
nimmt in Kauf, dass unrentable Ar-
beitsplätze abgeschafft werden – im 
Extremfall bis zur gesamten Aufgabe 
des Unternehmens, wie nun gesche-
hen“, so der LVU-Hauptgeschäftsfüh-
rer. Er appelliert daher an die Große 
Koalition in Berlin, künftig mehr 
Sorgfalt bei der Auswahl von Bran-
chenmindestlöhnen walten zu lassen. 
Keinesfalls dürfe es mehr passieren, 
dass die Politik – quasi auf Zuruf eines 
Konkurrenten – andere Wettbewerber 
über einen Staatslohn aus dem Ren-
nen kegele.

Die Rechtfertigungsversuche aus der 
Politik, man wolle nicht zulassen, dass 
Menschen zu diesem Lohn arbeiten 
müssten, kann Werner Simon nicht 
nachvollziehen: „Dass die Menschen-
würde an der Differenz von einem 
Euro Stundenlohn festgemacht wer-
den soll, halte ich für eine weltfremde 
Argumentation. Es ist in jedem Fall 
würdevoller für sein Einkommen zu 
arbeiten, als es vom Staat fürs Nichts-
tun überwiesen zu bekommen. Dass 
ausgerechnet der Staat diesen Men-
schen nun das Arbeiten verbietet ist ein 
Treppenwitz.“	
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Tariftreuegesetz:  
Landesregierung bittet zum Lohndiktat

„Wir wollen keinen üppigen 
Staat. Wir wollen keinen alles be-
herrschenden Staat. Wir wollen 
einen effizienten und handlungs-
fähigen Staat!“

Kurt Beck 

Regierungserklärung vom 30. Mai 2006

Was sich hier zunächst nach einem 
Bekenntnis zum Bürokratieabbau an-
hörte, scheint sich, nicht zuletzt be-
einf lusst von der bundespolitischen 
Großwetterlage, zumindest im Bereich 
des Vergaberechts, ins Gegenteil zu 
verkehren. Das Vergaberecht sollte je-
doch nicht dazu missbraucht werden, 
um bestimmte politische Bekenntnisse 
abzugeben und zu manifestieren. 

Ende November 2007 hat die Lan-
desregierung einen Gesetzentwurf für 
ein Gesetz zur tarif lichen Entlohnung 
bei öffentlichen Aufträgen (Landes-
tariftreuegesetz) in den Landtag ein-
gebracht, die erste Lesung fand Mitte 
Dezember 2007 statt. Die LVU hat 
sich bereits im Sommer 2007 in einer 
ausführlichen Stellungnahme zu dem 
seinerzeitigen Referentenentwurf kri-
tisch geäußert und diese Kritik sowohl 
im Rahmen einer öffentlichen Anhö-
rung der FDP-Landtagsfraktion im 
September 2007, als auch im Rahmen 
einer Anhörung des federführenden 
Wirtschaftsausschusses des Landtags 
im Februar 2008 wiederholt.

Der Gesetzentwurf schreibt im Rah-
men der öffentlichen Auftragsvergabe 
verbindlich vor, dass Bauaufträge und 
bestimmte Dienstleistungsaufträge 

nur an Unternehmen vergeben wer-
den dürfen, die sich dazu verpf lichten, 
ihre Mitarbeiter nach den am Ort der 
Leistungsausführung „einschlägigen“ 
Tarif löhnen zu bezahlen. Aus Sicht 
der Wirtschaft stellt ein solches Ge-
setz ordnungspolitisch einen weiteren 
Schritt in Richtung Schwächung der 
Tarifautonomie dar, da die Beteili-
gung der betreffenden Koalitionen aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf 
null zurückgefahren wird. Insoweit 
setzt sich der bedenkliche Trend, den 
Koalitionen das Recht zum Aushan-
deln von Arbeitsbedingungen zuguns-
ten einer staatlichen Bevormundung 
streitig zu machen, auch auf Landes-
ebene fort.

Das neue Gesetz soll dabei nicht nur 
den Einstiegslohn regeln, sondern gibt 
das komplette Lohngitter vor. Das ist 
ein umfassendes staatliches Lohn-
diktat. Die ideologische Motivation 
dieses Gesetzvorhabens zeigt sich be-
reits daran, dass die Landesregierung 
in dem ersten Referentenentwurf das 
Regelungsbedürfnis für ein solches 
Gesetz insbesondere daraus abgeleitet 
hat, dass es gerade auch im Baubereich 
und auf dem Gebiet des Gebäuderei-
nigungsgewerbes durch den Einsatz 
von Niedriglohnkräften zu starken 
Wettbewerbsverzerrungen komme. 
Abgesehen davon, dass hierfür keine 
Belege vorgebracht werden, gelten 
gerade in diesen Bereichen durch das 
Arbeitnehmerentsendegesetz für alle 
Aufträge – also nicht nur im Bereich 
der öffentlichen Auftragsvergabe – zu 

beachtende, generelle Lohnuntergren-
zen. Diese werden von den Behör-
den der Finanz- bzw. Zollverwaltung 
überwacht. Angebliche „starke Wett-
bewerbsverzerrungen durch den Ein-
satz von Niedriglohnkräften“ können 
daher nicht das Ergebnis eines Rege-
lungsdefizits sondern allenfalls eines 
Vollzugsdefizits sein. 

Ratlos macht im Übrigen der Um-
stand, dass die Landesregierung die 
Erfahrungen aus anderen Bundeslän-
dern scheinbar ignoriert. So entspricht 
der vorgelegte Entwurf zum Großteil 
dem einstigen nordrhein-westfälischen 
Tariftreuegesetz aus dem Jahre 2002. 
Dieses aber ist Mitte 2006 wegen 
„erheblicher Mängel bei der Durch-
führung und erwiesener Wirkungs-
losigkeit“ (Zitat aus dem Wirtschafts-
ministerium Nordrhein-Westfalen) 
wieder aufgehoben worden. Es ist zu 
befürchten, dass das Gesetz in der Ver-
gabepraxis zu größten Umsetzungs-
schwierigkeiten, Verzögerungen und 
Mehrkosten führen wird – wenn es 
denn umgesetzt wird. Schützenhilfe in 
vielleicht letzter Minute kommt näm-
lich vom EuGH. Dieser erklärte An-
fang April 2008 die niedersächsische 
Tariftreueregelung für europarechts-
widrig. Damit bestehen gute Chancen, 
dass die rheinland-pfälzische Landes-
regierung das Vorhaben nolens volens 
stoppen muss.	

Wenn es nicht notwendig ist, ein 
Gesetz zu erlassen, dann ist es not-
wendig, kein Gesetz zu erlassen.

Charles-Louis de Secondat, 
Baron de La Brède et de Montesquieu, 
1689 – 1755
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LVU-Tagung Arbeitsrecht 2007

Die von der Landesvereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz am 19. No-
vember im Hilton-Hotel Mainz veranstaltete Tagung „Arbeitsrecht 2007“ war ein 
großer Erfolg. Der Hauptgeschäftsführer der Landesvereinigung, Rechtsanwalt 
Werner Simon, eröffnete die Veranstaltung mit einer Einschätzung der aktuellen ta-
rifpolitischen und sozialpolitischen Situation aus der Sicht der Landesvereinigung.

Im vollbesetzten Saal des Hilton erläuterte anschließend Prof. Dr. Friedhelm Rost, 
Vorsitzender des 2. Senats am Bundesarbeitsgericht, die aktuelle Rechtssprechung 
des Bundesarbeitsgerichts im Kündigungs- sowie Befristungsrecht. Dabei vermittelte 
er den Teilnehmern nicht nur wichtige Kenntnisse in der aktuellen Rechtsprechung, 
sondern gewährte ihnen darüber hinaus auch wertvolle Einblicke in die Arbeits- und 
Denkweise des höchsten deutschen Gerichts der Arbeitsgerichtsbarkeit.

Im Rahmen der zweiten Hälfte der ganztägigen Veranstaltung gab Prof. Dr. Frank 
Maschmann von der Universität Mannheim den Teilnehmern einen Überblick aus 
ausgewählten, besonders praxisrelevanten Bereichen des Arbeitsrechts. 	

Kammerverteilung

Am 1. Juli 2008 tritt eine Neuregelung  
in Kraft, nach der Mitarbeiter von 
Arbeitgeberverbänden nicht mehr 
als Prozessbevollmächtigte vor dem 
Spruchkörper (Kammer) auftreten 
dürfen, dem sie als ehrenamtlicher 
Richter angehören. Diese Beschrän-
kung wirkt faktisch wie ein Vertre-
tungsverbot für das gesamte Gericht, 
soweit ehrenamtliche Richter keinem 
festen Spruchkörper zugewiesen sind. 

Eine feste Zuordnung zu einem be-
stimmten Spruchkörper gibt es bis dato 
in Rheinland-Pfalz nicht bei allen Ge-
richten. Insoweit ist zu befürchten, dass 
die Neuregelungen einen stark nega-
tiven Einfluss auf die Bereitschaft von 
Verbandsjuristen haben könnte, als eh-
renamtlicher Richter in der Arbeits- und 
Sozialgerichtsbarkeit tätig zu werden. 
Ehrenamtliche Richter aus dem Bereich 
der Arbeitgebervereinigungen werden 
für ein Gericht bestellt, in dessen Bereich 
auch ihr Verband seine Mitglieder u.a. 
prozessual vertritt. Folglich müsste die 
Tätigkeit als ehrenamtlicher Richter in 
Zukunft – zumindest an den Gerichten 
ohne feste Kammerzuweisung – aufge-
geben werden, um weiterhin als Bevoll-
mächtigter vor diesem Gericht auftreten 
zu können. 

Um diesen Befürchtungen entgegen-
zuwirken, hat die LVU die Präsidenten 
des Landesarbeits- und Landessozialge-
richts schriftlich auf die neue Situation 
hingewiesen. Die Präsidenten wurden 
darum gebeten, dass ehrenamtliche 
Richter künftig in jedem Fall einem fes-
ten Spruchkörper zugewiesen werden 
und die Zuweisungspraxis innerhalb des 
Gerichtsbezirks erforderlichenfalls ge-
ändert wird.	

Im Rahmen des Berufungsverfahrens 
von ehrenamtlichen Richtern für die 
Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit im 
Land Rheinland-Pfalz obliegt es der 
LVU, die Auswahl der Kandidaten 
auf Seiten der Arbeitgeber jeweils für 
beide Instanzen zu koordinieren und 
vorzunehmen. Im Jahr 2007 wurden 
in den beiden genannten Gerichts-
barkeiten auf Landesebene rund 170 
ehrenamtliche Richter vorgeschlagen 
und vom Justizministerium bzw. dem 
Landessozialgericht benannt. 

Den ehrenamtlichen Richtern der Ar-
beitsgerichtsbarkeit wurden in diesem 
Berichtszeitraum wieder drei ganztägige 
Informationsveranstaltungen in Koblenz, 
Neustadt an der Weinstraße und Mainz 
angeboten. Im Rahmen des Vormittags 
trug Jürgen Stock, Vizepräsident des 

Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz,  
zu dem in der Praxis äußerst relevanten 
Thema „Mitbestimmung des Betriebsrats 
bei personellen Einzelmaßnahmen“ vor. 
Im zweiten Teil der Veranstaltungsreihe 
referierte der Justitiar der LVU, Rechts-
anwalt Olaf Papier, über das Thema „Be-
fristungen im Arbeitsverhältnis“. 

Auch erfolgreich ist weiterhin das Pro-
gramm der Betriebspraktika für neu 
einzustellende Berufsrichter der Arbeits-
gerichtsbarkeit, das seit einer entspre-
chenden Vereinbarung der LVU mit dem 
DGB und dem Land Rheinland-Pfalz aus 
dem Jahr 1996 besteht. Hintergrund war 
seinerzeit die Förderung des Verständ-
nisses der Arbeitsrichter für die Situation 
in der Praxis. Auch im Jahr 2007 konnte 
auf diese Weise einem neu eingestellten 
Richter über einem Zeitraum von sechs 
Monaten ein umfassender Einblick in den 
betrieblichen Alltag zweier Unternehmen 
ermöglicht werden. 	

Ehrenamtliche Richter

Zu den Themen zählten insbesondere die Änderung von Arbeitsbedingungen und der Betriebsübergang nach 
§ 613 a BGB. Weitere Schwerpunkte waren die Arbeitnehmerüberlassung sowie das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz. Näheres hierzu siehe auch das Interview mit Prof. Dr. Maschmann auf Seite 23.
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Prof. Dr. Frank Maschmann ist Inhaber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Arbeitsrecht, Handels- und 
Wirtschaftsrecht an der Universität Mannheim. Im Rahmen der LVU-Tagung „Arbeitsrecht 2007“  
stellte er besonders praxisrelevante Themen vor. Hier beantwortet er unsere Fragen zum Allgemeinen 
Gleichstellungsgesetz.

Das AGG 
ist ein büro-
kratisches 
Monstrum

Frage: Das Thema AGG war auch Gegenstand der Tagung 
„Arbeitsrecht 2007“ der LVU. Was sind aus Ihrer Sicht die 
wesentlichen Erfahrungen nach über einem Jahr AGG?

Prof. Dr. Frank Maschmann: 
Die Bilanz nach fast zwei Jahren 
Antidiskriminierungsrecht 
ist ernüchternd. Zwar ist die 
befürchtete Klagewelle bislang 
ausgeblieben, und auch „AGG-
Hopper“, die sich pro forma auf 
allen möglichen Stellen bewer-
ben, nur um wegen angeblicher 
Diskriminierung Schadensersatz 
in Millionenhöhe zu kassie-

ren, sucht man vergebens. Kostenlos war die Einführung 
des AGG indes nicht. Nach Schätzungen der Universität 
Dortmund lagen die Aufwendungen der Unternehmen für 
Mitarbeiterschulungen und sonstige Antidiskriminierungs-
maßnahmen im Jahr 2007 bei sage und schreibe 1,7 Mrd. 
Euro. Dieses Geld wäre gut angelegt gewesen, wenn es 
den „Schutzbefohlenen“ des AGG zugute gekommen wäre. 
Leider ist das Gegenteil der Fall. Viele Firmen verzichten 
mittlerweile darauf, Bewerbungen zurückzusenden oder 
Ablehnungsschreiben zu begründen aus Angst, etwas 
falsch zu machen. Bewerber können deshalb nicht mehr 
aus ihren Fehlern lernen. Schwerbehinderte haben nach 
wie vor kaum Aussicht auf einen Job, und noch immer 
werden Frauen schlechter als ihre männlichen Kollegen 
bezahlt, ganz zu schweigen von ihren geringeren Aufstiegs-
chancen. Am schlimmsten ist jedoch die Unsicherheit, die 
mit dem verpönten Merkmal „Alter“ verbunden ist. Denn 
damit ist – entgegen landläufiger Meinung – nicht die 
Diskriminierung von älteren Mitarbeitern gemeint, sondern 
die bislang unproblematische Anknüpfung an das Lebensal-
ter. Was hier noch zulässig ist, müssen Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft erst mühsam ausloten. Fazit: Das AGG 
ist und bleibt ein bürokratisches Monstrum, handwerklich 
schlecht und in seiner Umsetzung – trotz eines eilig verab-
schiedeten Reparaturgesetzes – noch immer europarechts-
widrig, weil es nicht für Kündigungen gelten soll.

Frage: Welche Schlussfolgerungen sollte der Gesetzgeber 
daraus ziehen?

Prof. Dr. Maschmann: Das AGG ist der misslungene 
Versuch, anständiges Verhalten per Gesetz zu verordnen. 
Der Gesetzgeber hätte gut daran getan, die Integration 
von Minderheiten zu verbessern und es ansonsten bei der 
Bekämpfung von wirklich üblen Diskriminierungen zu be-
lassen. Dazu hätte es keines AGG bedurft, sondern nur einer 
beherzten Anwendung des geltenden Rechts. Herausgekom-
men ist eine Regelung für hoch spezialisierte Experten: Über 
400 Fachartikel sind seit  Inkrafttreten des AGG erschienen. 
Kosten und Nutzen des AGG stehen in keinem Verhältnis. 
Zurückdrehen lässt sich das AGG nicht mehr. Die Lehre für 
zukünftige Vorschriften ist klar: Weniger ist mehr.

Frage: Rechnen Sie mittelfristig mit weiteren Verschärfun-
gen im AGG?

Prof. Dr. Maschmann: Ich fürchte ja. Hat sich der 
Antidiskriminierungsschutz erst einmal eingespielt, 
wird es ein Leichtes sein, weitere verpönte Merkmale 
in das AGG aufzunehmen. In Portugal ist unlängst ein 
Gesetz verabschiedet worden, das die Unterscheidung 
nach genetischen Merkmalen  verbietet. Das könnte 
Modell für eine neue EU-Richtlinie werden. Überdies 
denkt die EU-Kommission darüber nach, die bekannte 
Übererfüllung der europäischen Vorgaben durch das 
deutsche AGG im Zivilrecht zum verbindlichen Maßstab 
für Rest-Europa zu machen. Auch die bisher eher zahn-
lose Antidiskriminierungsbehörde könnte mit weiteren 
Rechten ausstaffiert werden. Die müssen zwar nicht 
so weit gehen wie in den USA, wo das entsprechende 
Pendant – die „Equal Employment Opportunity Agen-
cy“ – über staatsanwaltschaftliche Ermittlungsbefug-
nisse verfügt. Dass man sich mit der Anfertigung von 
Antidiskriminierungsberichten bescheiden wird, scheint 
mir dagegen wenig realistisch. Ich hoffe, dass es anders 
kommt, und appelliere an die Verantwortlichen, beim 
AGG Maß zu halten, damit der Diskriminierungsschutz 
nicht in sein Gegenteil umschlägt. Das Gegenteil von 
„gut“ ist bekanntlich „gut gemeint“.
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Herzstück der so genannten Ge- 
sundheitsreform von der schwarz-
roten Bundesregierung ist die Ein-
führung des Gesundheitsfonds. 
Dieser setzt voraus, dass sämtli-
che Krankenkassen bis Ende 2008 
ihre gesamten Schulden abge-
baut haben müssen. Bei der AOK 
Rheinland-Pfalz werden vor die-
sem Hintergrund große Anstren-
gungen unternommen, um die 
Schulden bis zum 31. Dezember 
2008 vollständig abzubauen. 

Der mit Arbeitgeber- und Versicherten-
vertreter paritätisch besetzte Verwal-
tungsrat der AOK Rheinland-Pfalz hat 
daher die Weichen dafür gestellt, dass 

mit dem AOK-Bundesverband eine 
Entschuldungsvereinbarung getroffen 
werden konnte. Diese sieht vor, dass die 
AOK Rheinland-Pfalz aus dem AOK-
Bund-System eine Entschuldungshilfe 
in Höhe von 45 Mio. € erhält und weite-
re eigene Anstrengungen unternimmt, 
um den aus eigener Kraft zu erbringen-
den Überschuss in Höhe von 90 Mio. € 
im Jahr 2008 erzielen zu können. 

Die von der LVU benannten Arbeit-
gebervertreter im Verwaltungsrat der 
AOK Rheinland-Pfalz haben immer 
wieder darauf gedrängt, dass Ein-
spar- und Synergieeffekte in der AOK 
Rheinland-Pfalz sozialverträglich um-
gesetzt werden können, damit nicht 
nur die Entschuldung realisiert werden 
kann, sondern auch damit die Beiträge 
trotz der schwierigen Situation des Sy-
stems der gesetzlichen Krankenkassen 

insgesamt bei der AOK Rheinland-
Pfalz stabil bleiben.  

Überdies konnte im Verwaltungsrat die 
Beauftragung einer Unternehmensbe-
ratung beschlossen werden. Diese Ent-
scheidung war umso wichtiger, als dass 
es im Vorfeld der Entschuldungsverein-
barung auch darum ging, die Zahler-
kassen im AOK-Bund-System im Vor-
feld der Entschuldungsvereinbarung 
davon zu überzeugen, dass die AOK 
Rheinland-Pfalz ihrerseits die erforder-
lichen Maßnahmen zur Entschuldung 
bis Ende 2008 trifft. 

Mit Einführung des Gesundheitsfonds 
ab dem 1. Januar 2009 werden die 
Beiträge für alle gesetzlichen Kassen 
gleich sein. Die AOK Rheinland-Pfalz 
ist dann schuldenfrei und damit auch 
langfristig stabilisiert.	
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AOK Rheinland-Pfalz 
konsolidiert sich

Am 14. März 2008 hat der Deutsche 
Bundestag in zweiter und dritter 
Lesung das „Gesetz zur struktu-
rellen Weiterentwicklung der Pfle-
geversicherung“ (Pflege-Weiter-
entwicklungsgesetz) beschlossen. 
Das Artikelgesetz soll grundsätz-
lich zum 1. Juli 2008 in Kraft treten 
und beinhaltet in Art. 1 Regelun-
gen zur Pflegeversicherung (SGB 
XI). Unerfreulicherweise enthält 
das Gesetz insofern zahlreiche 
Leistungsausweitungen, ohne 
gleichzeitig eine Antwort darauf 
zu geben, wie diese langfristig fi-
nanziert werden sollen. Zudem ist 
eine Beitragssatzanhebung zum  
1. Juli 2008 um fast 15 % von 1,70 
auf 1,95 Prozent (für Kinderlose 
auf 2,20 Prozent) vorgesehen. 

Laut Begründung soll dies der Abdeckung 
„der bestehenden leichten Unterdeckung 
der laufenden Ausgaben in der Pflegeversi-
cherung und der Finanzierung der vorge-
schlagenen Verbesserung der Leistungen“ 
dienen. Dies widerspricht dem erklärten 
Ziel der Bundesregierung, durch eine Ab-
senkung der Lohnzusatzkosten Wachstum 
und Beschäftigung zu fördern. Die LVU 
wird sich dafür einsetzen, dass es nicht zu 
einer weiteren Verteuerung der Arbeits-
kosten kommt. Eine zukunftsweisende 
Reform der Pflegeversicherung muss auf 
Basis einer Abkoppelung der Pflegekosten 
vom Arbeitsverhältnis erfolgen.

Art. 3 des Entwurfs sieht ein „Gesetz zur 
Förderung der häuslichen Pflege naher An-
gehöriger (Pflegezeitgesetz – PflegeZG)“ 
vor. Mit diesem Gesetz soll zum einen ein  

Anspruch auf unbezahlte Freistellung von 
der Arbeit von bis zu sechs Monaten mit 
Rückkehrmöglichkeit und zum anderen 
ein kurzfristiger Freistellungsanspruch von 
bis zu zehn Tagen eingeführt werden. Der 
Anspruch auf Freistellung von bis zu sechs 
Monaten besteht – anders als der zehntägi-
ge Freistellungsanspruch – nur bei Arbeit-
gebern mit mehr als 15 Beschäftigten.

Die LVU ist der Auffassung, dass be-
züglich der Einführung eines gesetzli-
chen Pf legezeitanspruches betriebliche 
Lösungen vorgehen müssen. Insbeson-
dere im Rahmen von Gleitzeitarbeit 
können Pf lege und Beruf miteinander 
vereinbart werden. Die weitere büro-
kratische Belastung des jetzt vorgesehe-
nen gesetzlichen Pf legezeitanspruches 
kann für die Betriebe erheblich sein.	

Pflegeversicherung: Teure Leistungsausweitungen
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Das Bundeskabinett hat am 13. Fe-
bruar 2008 einen Gesetzentwurf 
zur Modernisierung der gesetzli-
chen Unfallversicherung vorgelegt. 
Wie sich bereits über Monate hin-
weg abgezeichnet hatte, erschöpft 
sich der Entwurf in Regelungen zur 
Organisation und zur Lastenver-
teilung. Anders als Ende Juni 2006 
in der Bund-/Länderarbeitsgruppe 
zur Reform der Unfallversicherung 
beschlossen, wird der wichtige 
Bereich des Leistungsrechts also 
ausgeklammert und wohl für nicht 
absehbare Zeit aufgeschoben. Gro-
ße Beitragsentlastungspotentiale 
können damit nicht realisiert wer-
den. Die Große Koalition würde ihr 
selbst gestecktes Ziel aus dem Ko-
alitionsvertrag, der eine umfassen-
de Reform der Unfallversicherung 
vorsah, nicht erreichen.

Erfreulich ist hingegen, dass von dem ur-
sprünglichen Vorhaben Abstand genom-
men worden ist, den Anfang Juli 2007 
als privatrechtlichen Verein gegründeten 
Spitzenverband, die Deutsche Gesetzli-
che Unfallversicherung (DGUV), in eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zu 
verwandeln. Die LVU hatte sich mehr-
fach gegenüber der Landesregierung 
gegen diese so genannte Verkörperschaf-
tung des Spitzenverbandes eingesetzt. 

Dem Prinzip der Selbstverwaltung fremd 
ist jedoch, dass die DGUV in verschiede-
nen Bereichen einer Fachaufsicht unter-
stellt werden soll. Dadurch wird letztlich 
sogar eine größere staatliche Einfluss-
nahme ermöglicht, als dies bei einer Ver-
körperschaftung der Fall gewesen wäre. 

Der Gesetzentwurf sieht weiterhin vor, die 
Zahl der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften von derzeit 23 auf künftig nur noch 
neun Träger zu reduzieren. Die öffentlichen 
Unfallkassen sollen auf 16 Unfallkassen auf 
Länderebene und drei auf Bundesebene re-
duziert werden. Das Ziel, die Verwaltungs- 
und Verfahrenskosten aller Unfallversiche-
rungsträger bis zum Jahr 2014 um 20 % zu 
senken, ist in dem Entwurf bedauerlicher-
weise nicht mehr enthalten. Das Konzept 
für einen Überaltlastausgleich wird weit-
gehend vom ehemaligen Hauptverband 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
(HVBG) übernommen.

Die LVU hat postwendend mit Schrei-
ben vom 14. Februar 2008 gegenüber 
der Landesregierung die Enttäuschung 
der Wirtschaft über den Entwurf und 
insbesondere über die vertanen Chancen 
zur Beitragsentlastung zum Ausdruck 
gebracht und darauf gedrängt, dass sich 
die Landesregierung für die notwendige 
Reform des Leistungsrechts einsetzen 
möge.	

Nach dem Bundestag hat auch der 
Bundesrat Ende November 2007 
dem Gesetz zur Förderung der zu-
sätzlichen Altersvorsorge und zur 
Änderung des dritten Buches Sozi-
algesetzbuch zugestimmt. Mit die-
sem Gesetz wird die Beitragsfrei-
heit der Entgeltumwandlung über 
das Jahr 2008 hinaus unbefristet 
und unverändert bestehen bleiben. 
Dazu wird § 115 SGB IV ersatzlos ge-
strichen, der die beitragsfreie Ent-
geltumwandlung für die internen 
Durchführungswege ursprünglich 
bis zum 31.12.2008 befristet hatte. 

Die nunmehr beschlossene Beibehaltung 
der Sozialversicherungsfreiheit der Entgelt-
umwandlungsbeträge über das Jahr 2008 
hinaus ist ein großer Erfolg. Die LVU hatte 
sich bereits 2006 mit schriftlichen Stellung-
nahmen und in persönlichen Gesprächen 
gegenüber der Landesregierung hierfür 
eingesetzt, um die betriebliche Altersvor-
sorge insgesamt nicht zu gefährden. Der 
Ministerpräsident hat sich intensiv mit un-
seren Argumenten auseinandergesetzt und 
zugesagt, diese in seine Abwägung einflie-
ßen zu lassen und darum gebeten, dass sich 
die LVU auch weiterhin konstruktiv an der 
Diskussion beteiligen möge.

Der Erhalt der Sozialabgabenfreiheit der 
Entgeltumwandlung ist deswegen so er-
freulich, weil der Aufschwung der betrieb-
lichen Altersvorsorge seit Inkrafttreten des 
Altersvermögensgesetzes im Januar 2002 
vor allem auf eben dem Instrument der 
Entgeltumwandlung beruht. Dessen At-
traktivität wiederum resultiert wesentlich 
daraus, dass die Umwandlungsbeträge 
in der Ansparphase bisher steuer- und 

Entgeltumwandlung bleibt sozialversicherungsfrei

Reform der Unfallversicherung: 
Leistungsrecht ausgeklammert

sozialabgabenfrei waren. Insofern hätte 
das Auslaufen der Beitragsfreiheit sicher 
zu einem deutlichen Rückgang an Bereit-
schaft zur Entgeltumwandlung geführt. 
Dies hätte die Rahmenbedingungen der 

betrieblichen Altersvorsorge insgesamt 
deutlich verschlechtert und einen wichti-
gen Bestandteil unternehmerischer Perso-
nalpolitik gefährdet. Denn ein attraktives 
betriebliches Vorsorgesystem hilft, Mit-
arbeiter zu gewinnen, zu motivieren, zu 
halten und langfristig zu binden.	



Die Wirtschaft  in Rheinland-Pfalz 2007

Die Reform der Erbschaftsteu-
er muss den Herausforderun-
gen der Unternehmensnachfolge 
Rechnung tragen. Das fordert der 
Präsident der LVU, Dr. Gerhard 
F. Braun: „Wir brauchen einen 
realitätsnahen Gesetzesentwurf, 
der die Unternehmen im Falle 
eines Betriebsübergangs  nicht 
finanziell stranguliert.“

Der Vorstand der LVU beschäftigte 
sich in seiner Sitzung im April diesen 
Jahres mit dem Thema. Er lehnt die 
Erbschaftsteuerreform in der bekannt 
gewordenen Entwurfsform ab und for-
dert konkrete Änderungen am Gesetz-
entwurf, insbesondere mit Blick auf die 
Regelungen zur Unternehmensnach-
folge. Konkret beschreibt die Landes-
vereinigung Unternehmerverbände drei 
Problemfelder, in denen es mit Blick 
auf die mittelständische Unterneh-
mensstruktur in Rheinland-Pfalz zu 
Änderungen kommen muss.  

Voraussetzungen entschärfen

Der Gesetzentwurf sieht unter be-
stimmten Voraussetzungen vor, 85 Pro-
zent des Unternehmenswertes nicht der 
Erbschaftsteuer zu unterwerfen. Diese 
Regelung geht in die richtige Richtung. 
Allerdings sind die Voraussetzungen, 
die hierfür erfüllt sein müssen, viel 
zu restriktiv, wirtschaftsfeindlich und 
wirklichkeitsfremd. So soll einerseits 
bis zehn Jahre nach dem Erbfall die 
Lohnsumme eines Jahres nicht weniger 

als 70 Prozent der durchschnittlichen 
Lohnsumme der vergangenen fünf 
Jahre betragen. – Das behindert gege-
benenfalls notwendig werdende Struk-
turanpassungen im Unternehmen. 
Zugleich muss der Betrieb mindes-
tens 15 Jahre fortgeführt werden. Die 
Möglichkeiten zur Gewinnentnahme 
während dieser Zeit sind beschränkt. 
Sieht sich ein Unternehmer innerhalb 
der 15-Jahre-Frist zum Verkauf seines 
Unternehmens gezwungen oder wird 
er gar insolvent, so muss er die volle 
Erbschaftsteuer nachentrichten. – Die 
langen Laufzeiten sind unrealistisch, 
sie belasten und fesseln Unternehmen 
über einen Zeitraum, der betriebswirt-
schaftlich weder überschaubar noch 
seriös planbar ist.

Ketten-Effekt verhindern

Den betrieblichen Realitäten, insbe-
sondere von familiengeführten mittel-
ständischen Unternehmen, trägt der 
Gesetzentwurf nicht in ausreichendem 
Maße Rechnung. Wenn es mehrere Fa-
milienstämme in der Inhaberstruktur 
eines Unternehmens gibt, dann gibt es 
in aller Regel auch unterschiedliche  
Zeitpunkte der Erbfälle, da norma-
lerweise nicht alle Familienmitglieder 
gleichzeitig sterben. Bei jedem Erbfall 
jedoch beginnen die genannten zehn- 
bzw. 15-Jahre-Fristen wieder von vor-
ne zu laufen. Dies führt dazu, dass 
die Vorgaben dann unter Umständen 
deutlich länger als die vorgesehenen 
Fristen für das Unternehmen gelten.

Pro rata statt Fallbeil

Wenn die Lohnsumme nicht gehalten 
werden kann, muss die Erbschaft-
steuer anteilig für die Zeit gezahlt 
werden, in der die Lohnsumme unter 
die genannte Grenze fällt („pro rata-
Besteuerung“). Bei einem Verstoß ge-
gen die Beschränkung der Vermögen-
sentnahme wird jedoch die komplette 
Erbschaftsteuer fällig („Fallbeil-Rege-
lung“). – Da ein solcher Verstoß wohl 
nur im Falle einer schwierigen Situati-
on für den Unternehmer in Frage kom-
men dürfte, würde die zusätzlich fällig 
werdende Erbschaftsteuer mit großer 
Wahrscheinlichkeit das Unternehmen 
vor existenzielle Schwierigkeiten stel-
len. Erbschaftsteuernachzahlungen 
aufgrund von Verstößen gegen die Vo-
raussetzungen zur Schonung des Ver-
mögens sollten daher nur zeitanteilig 
berechnet werden.

Die Politik hat bereits signalisiert, die-
sen Forderungen teilweise zu folgen. So 
scheint es bei der Frist, die sich auf die 
Vermögenssituation im Unternehmen 
bezieht, eine Verkürzung auf zehn Jah-
re zu geben. Das ist immer noch sehr 
lang, aber natürlich zunächst einmal 
eine Verbesserung. Und auch die Fall-
beil-Regelung soll, so deutete Minis-
terpräsident Kurt Beck an, entschärft 
werden. Die Problematik des Ketten-
Effekts scheint dabei jedoch noch 
nicht von der Politik in der Schärfe sei-
ner möglichen Auswirkungen durch-
drungen worden zu sein. Hier gilt es 
nachzusetzen, um eine Verkettung der 
Zehn-Jahres-Fristen zu verhindern.	
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Tod des Unternehmers darf  
nicht Ende des Unternehmens sein



Die LVU hatte 2007 immer wie-
der darauf hingewiesen, dass die 
Reform der Unternehmensteuer 
mit der geplanten Entlastungs-
wirkung für die Unternehmen ein 
wichtiger Schritt auf dem Weg zu 
einer besseren Wettbewerbsfä-
higkeit in Europa sei. Der Auf-
schwung war für einige Politi-
ker nämlich Grund genug, die in 
Aussicht gestellten Entlastungen 
wieder in Frage zu stellen.  

Im Juli 2007 hat dann allerdings der 
Bundesrat der Unternehmensteuerre-
form abschließend zugestimmt – sie 
trat zum 1. Januar 2008 in Kraft. Die 
Reform sieht eine Senkung der hohen 
Steuerlast der Kapitalgesellschaften 
vor. Deutschland wird damit auch für 
Unternehmen attraktiver, die hier in-
vestieren und Arbeitsplätze schaffen 
wollen. 

Ungefähr ein Fünftel der Unterneh-
men in Deutschland sind Kapitalge-
sellschaften - also Aktiengesellschaften 
und GmbHs. Durch die Körperschaft-
steuersatzsenkung von 25 auf 15 Pro-
zent ist ihre steuerliche Gesamtbelas-
tung nun auf ca. 30 Prozent gesunken. 
Schließlich wird die Körperschaft-
steuer noch durch den Solidaritätszu-
schlag und die Gewerbesteuer ergänzt. 
Mit einer Gesamtbelastung von ca. 39 
Prozent hatte die Bundesrepublik noch 
2007 für Kapitalgesellschaften die 
höchste Steuerbelastung in der EU.

„Diese Unternehmensteuerreform 
ist eine Investition in und für den 
Standort Deutschland“, sagte Bun-
desfinanzminister Peer Steinbrück im 
Bundesrat. Die Reform biete Anreize 

für ausländische Unternehmen, nach 
Deutschland zu kommen und zu inves-
tieren. Gleichzeitig fänden deutsche 
Unternehmen bessere Bedingungen 
vor. Dies wirke sich positiv auf den 
deutschen Arbeitsmarkt aus, so Stein-
brück. Die Unternehmensteuer-Re-
form werde den wirtschaftlichen Auf-
schwung stützen und ihn verstetigen. 
Sie sichere die Steuerbasis in Deutsch-
land und damit die Finanzierung der 
öffentlichen Aufgaben. Familienför-
derung, Bildung, Klimaschutz und 
Schuldenabbau seien ohne eine Stär-
kung von Investitionen und Wachstum 
nicht möglich. Auch die Kommunen 
erhielten eine verlässliche und kalku-
lierbare Einnahmebasis, ist sich der 
Bundesfinanzminister sicher.

„Für die Unternehmen in Deutschland 
ist die Senkung der Steuersätze ein 
wichtiger Schritt“, betonte auch BDI-
Präsident Jürgen Thumann zur Verab-
schiedung der Unternehmensteuerre-
form am 25. Mai 2007 im Bundestag. 
„Deutschland rückt bei der Steuerbe-
lastung in Europa ins hintere Mittelfeld 
vor und liegt im internationalen Ver-
gleich nicht mehr abgeschlagen zurück. 
Die Steuersatzsenkung haben jedoch 
insbesondere die Industrieunternehmen 
teuer erkaufen müssen. In zentralen 
Vorschriften werden die Bemessungs-

grundlagen von Einkommen-, Körper-
schaft- und Gewerbesteuer verbreitert, 
indem Kosten besteuert werden“, so der 
BDI-Präsident weiter. Und so rechnet 
auch der Bundesfinanzminister mit 
einem Einnahme-Plus – bis 2012 von 
immerhin 30 Prozent. 

Die derzeit gute Konjunktur lässt die 
aus den Gegenfinanzierungsmaß-
nahmen resultierenden steuerlichen 
Zusatzbelastungen noch nicht offen 
zutage treten. Insbesondere jedoch 
die Zinsschranke wird bei einem wirt-
schaftlichem Abschwung und steigen-
den Zinssätzen für viele investierende 
Unternehmen zum Verhängnis wer-
den. In vielen Punkten sind daher 
Nachbesserungen dringend erforder-
lich.
 
Die Reform soll Impulse für Wachs-
tum und Beschäftigung in Deutsch-
land geben. Die verringerten Steuer-
sätze sollen nämlich weniger Anlass 
bieten, in Deutschland erwirtschaftete 
Gewinne in das niedriger besteuernde 
Ausland zu verlagern. Insbesondere 
jedoch durch die als Gegenfinanzie-
rungsmaßnahme geplante Besteue-
rung von Funktionsverlagerungen in 
das Ausland werden Unternehmen 
gleichzeitig aber dazu animiert, In-
vestitionsentscheidungen zugunsten 
ausländischer Standorte zu treffen. 
Dies gefährdet den Forschungs- und 
Entwicklungsstandort Deutschland in 
noch nicht vorhersehbarem Maße.	
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Unternehmensteuer: Niedrigere Sätze,  
aber breitere Bemessungsgrundlage
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Die Wirtschaft  in Rheinland-Pfalz 2007

Der Unternehmertag war auch im Jah-
re 2007 wieder ein gesellschaftliches 
Ereignis im politischen Mainz, bei 
dem die unternehmerischen Belange 
im Vordergrund standen. So sprachen 
LVU-Präsident Dr. Gerhard F. Braun 
und Ministerpräsident Kurt Beck aus 
unterschiedlichen Perspektiven zu den 
Themen, die man voneinander bear-
beitet oder gelöst wissen wollte. Der 
Festredner Prof. Dr. Ulrich Sarcinelli 
hob schließlich an, sich in einem kurz-
weiligen Vortrag mit der „Inszenierung 
von Politik“ auseinander zu setzen.

In diesem Vortrag machte er deutlich, 
dass Inszenierung per se nicht schlecht sei 
und heraus kam ein interessanter Blick von 
Außen auf den LVU-Unternehmertag.
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„Landes- und Bundespolitik müssen 
jede Minute zum Regieren nutzen 
und dürfen sich nicht zurücklehnen“, 
das forderte LVU-Präsident Dr. Ger-
hard F. Braun in seiner Rede vor dem 
Unternehmertag 2007, der am 13. Juni 
im Kurfürstlichen Schloss zu Mainz 
stattfand. Von der Bundesregierung 
erwartete er einen neuen Koalitions-
vertrag für die zweite Hälfte der Le-
gislatur. Und von der Landesregie-
rung forderte er, dass sie sich nicht 
länger auf alten Lorbeeren ausruht 
und den Standort-Wettbewerb mit 
den anderen Bundesländern wieder 
aufnimmt.

Dazu gehöre vor allen Dingen, dass 
die fälligen Reformen des Wirtschafts-
standorts Deutschland konsequent vor-

angetrieben würden. Der aktuelle Auf-
schwung gehe auf die Anstrengungen 
der Unternehmen zurück und sei kein 
Verdienst der Politik – die müsse noch 
ihre Hausaufgaben machen, um dem 
Aufschwung die nötige Stabilität und 
Sicherheit zu geben, so Dr. Braun. Die 
große Koalition müsse ihre Mehrheit 
nutzen, um den Reformstau endlich auf-
zulösen: „Das kann doch noch nicht alles 
gewesen sein“, mahnt der LVU-Präsident 
weitere Schritte an. Hierzu gehören aus 
seiner Sicht die zeitnahe Umsetzung der 
geplanten Unternehmenssteuerreform in-
klusive der versprochenen Entlastung für 
die Wirtschaft ebenso, wie Änderungen 
beim Kündigungsschutz. Bisweilen sehe 
es aber so aus, dass das Reformprojekt der 
nächsten Monate heißen wird: „Pflege-
versicherung rauf, Arbeitslosenversiche-

rung runter“. Das sei jedoch für eine gro-
ße Koalition viel zu wenig. „Eine solche 
Regelung müsste eigentlich das Geschäft 
der laufenden Verwaltung sein, hat aber 
keinesfalls den Titel Reform verdient“, so 
Dr. Gerhard F. Braun.

Auf Landesebene dürfe ebenfalls keine 
Zeit verloren werden. Beim aktuellen 
Bundesländervergleich der Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) 
und der Wirtschaftswoche hat Rhein-
land-Pfalz zwar beim Ist-Zustand der 
Infrastruktur mit einem fünften Platz 
noch vergleichsweise gut abgeschnit-
ten, ist beim Dynamik-Ranking jedoch 
durchgereicht worden: „Die Landesregie-
rung darf sich hier nicht auf den welken 
Lorbeeren vergangener Tage ausruhen, 
sondern muss jede Minute dazu nutzen, 
die Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu 
erhalten und weiter auszubauen“, fordert 
der LVU-Präsident. 	

Jede Minute zum Regieren nutzen!

„Glauben Sie es mir: Nicht nur die Politik, auch Unternehmerverbände kom­
men ohne Inszenierung nicht aus. Selbst ein Ereignis wie der Unternehmertag 
der Landesvereinigung der Unternehmerverbände ist natürlich auch ein Stück 
weit inszeniert. Die Organisatoren haben die Dramaturgie sorg fältig vorbe­

reitet. Schließlich ist das Jahrestreffen ein Ritual, ein 
fester Bestandteil im politischen Kalender; eine Art Pontifikalamt der 
rheinland-pfälzischen Wirtschaft. Eingeladen wird, was Rang und Na­
men hat in Politik, Verwaltung, Gesellschaft und natürlich Wirtschaft. 
Mindestens einmal im Jahr also eine große Bühne in eigener Regie. Und 
viele nehmen dann gerne die Gelegenheit zum Auftritt wahr. Akteure mit 
Haupt- und solche mit Nebenrollen, Wichtige und solche, die sich für 
wichtig halten: Das alles unter dem Motto: Sehen und gesehen werden. 

Man könnte Descartes Credo umformulieren. Nicht „cogito ergo sum“, ich denke also bin ich, 
sondern „ich lasse mich sehen, also bin ich“. – Es gibt da noch eine Spezialinszenierung. Ich 
kenne das von wissenschaftlichen Kongressen: Einige sind zwar eingeladen, aber terminlich oder 
mangels Interesse verhindert. Und manche davon schieben sich noch klammheimlich auf die Sei­
tenbühne. Man meldet sich an, obwohl man weiß, dass man nicht kommt. Das hat einen Vorteil. 
Man steht auf der Teilnehmerliste und wird wenigstens als Name wahrgenommen. – Bitte 
blättern Sie jetzt nicht in der Teilnehmerliste. Peinlichkeiten wollen wir heute vermeiden!“	

Prof. Dr. 
Ulrich 
Sarcinelli

Unternehmertag 2007



Am 8. Mai 2007 trafen sich der Vor-
stand der LVU und das Landeska-
binett um Ministerpräsident Kurt 
Beck zu einem Gedankenaus-
tausch im Gästehaus der Landes-
regierung. Als „Beispiel für das 
gute Wirtschaftsklima in Rhein-
land-Pfalz“ bezeichnete Beck die 
regelmäßigen Gespräche des Mi-
nisterrats mit dem Vorstand der 
Unternehmerverbände. „Der Dia-
log ist wertvoll“, bestätigte LVU-
Präsident Dr. Gerhard F. Braun.  
 
Aktuelle Themen wurden in dem 
rund dreistündigen Gespräch erör-
tert: Die Clusterpolitik der Landes-
regierung wurde positiv bewertet. So 
habe das „Nutzfahrzeugcluster Süd-
west“ in kurzer Zeit 40 Unternehmen 
als Mitglieder gewonnen. Vor allem 
für kleine und mittelständische Be-
triebe seien Cluster wichtig, die Wis-
senschaft und Wirtschaft vernetzen. 
Wirtschaftsminister Hendrik Hering 
kündigte den Aufbau neuer Cluster 
an, zum Beispiel in der Gesundheits-
wirtschaft und der Logistik.

Öffentliche Einrichtungen wie Schu-
len oder Sportanlagen sollen künftig 
verstärkt in „Public-Private-Partner-
ship“ (PPP) errichtet werden. Das 
hatte Ministerpräsident Kurt Beck 
in seiner Regierungserklärung ange-
kündigt. Dazu wird ein PPP-Kompe-
tenzzentrum geschaffen. Die Dring-
lichkeit einer festen Mittelrheinque-
rung - Brücke oder Tunnel - wurde 
einvernehmlich festgestellt. Weitere 
Themen waren das Programm „Mit-
arbeiterbeteiligung RLPplus“, das für 
Arbeitnehmer in kleinen und mittleren 
Unternehmen entwickelt wurde, und 
die Unternehmenssteuer-Reform.	 29
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Erstmals im Ambiente der Kupferberg-
terrassen fand der LVU-Abend 2007 
statt. Knapp 200 Gäste kamen und hör-
ten die Forderung von LVU-Präsident 
Dr. Gerhard F. Braun, die Politik dürfe 
nicht müde werden, ihre erfolgreichen 
Reformen weiter voran zutreiben. Die 
Verlängerung der Leistungen von Ar-
beitslosengeld-I für ältere Arbeitslose 
lehnte er ab und zog den Vergleich: „Sie 
tragen ja auch nicht den Deich ab, nur 
weil das Wetter gut ist!“

Da am Tage des LVU-Abends, dem 13. 
November 2007, in Berlin der Rücktritt 
von Franz Müntefering bekannt wurde, 
konnte Ministerpräsident Kurt Beck nicht 

selbst anwesend sein – er wurde in seiner 
Funktion als SPD-Bundesvorsitzender 
in der Bundeshauptstadt gebraucht. Ihn 
vertrat in Mainz bei der LVU Finanzmi-
nister Prof. Dr. Ingolf Deubel. Er sprach 
zu den schlechter werdenden Prognosen 
und Konjunkturaussichten sowie den 
Herausforderungen durch den starken 
Euro und den schwachen Dollar. Zum 
Thema Erbschaftsteuer stellte er den An-
wesenden eine Reform in Aussicht, die 
sich sehen lassen könne.

Im Anschluss an die Reden lebte der 
LVU-Abend auch in diesem Jahr wieder 
von den vielen informellen Gesprächen 
vor, während und nach dem Essen.	

Die Folgen der Globalisierung, Min-
destlöhne, der Sonntagsschutz und 
das Thema Bildung standen auf der 
Tagesordnung bei dem Meinungsaus-
tausch, zu dem sich jetzt der Vorstand 
der Landesvereinigung Unternehmer-
verbände Rheinland-Pfalz (LVU) und 
die Spitzen der evangelischen Kirchen 
in Rheinland-Pfalz in Mainz trafen.

Bei der Frage nach einem allgemeinen 
Mindestlohn gingen die Einschätzungen 
der Unternehmer und der Kirchenver-
treter erwartungsgemäß an mehreren 
Punkten auseinander. Einig war man 
sich aber darin, dass die Lohnfindung 
weitgehend den Tarifpartnern überlas-
sen bleiben sollte und dass diese dafür 
gestärkt werden müssten. Während der 
Kirchenpräsident der Evangelischen 
Kirche der Pfalz, Eberhard Cherdron, 
allerdings einen gerechten, existenzsi-

chernden Lohn als entscheidenden Punkt 
benannte, für den Bewertungsmaßstäbe 
entwickelt und umgesetzt werden müs-
sten, stellte Dr. Gerhard F. Braun, Präsi-
dent der LVU fest, dass der Maßstab für 
den gezahlten Lohn allein von der durch 
Arbeit erreichbaren Wertschöpfung auf 
dem Markt bestimmt werden könne: 
„Wir können nur das an Lohn bezahlen, 
was der entsprechende Arbeitsplatz auch 
erwirtschaftet.“

Dr. Braun bedauerte die Wirtschaftsfer-
ne vieler Lehrer insbesondere an Gym-
nasien und die teilweise einseitige und 
überwiegend negative Darstellung der  
Wirtschaft in Büchern für den Religi-
onsunterricht. Mit beiden Punkten traf 
er auf offene Ohren bei den Kirchen. 
Es wurde angeregt, eine Projektgruppe 
einzusetzen, die Religionsbücher unter 
diesem Aspekt untersuchen solle.	

Evangelische Kirchenpräsides

LVU-AbendMinisterrat
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Die Mitarbeiter der LVU vertreten 
die Interessen ihrer Mitglieder sowohl 
über die Öffentlichkeitsarbeit nach 
außen, als auch in Gremien und Ge-
sprächsrunden direkt an die Entschei-
dungsträger. In mehr als 75 ständigen 
Gremien vertreten die LVU-Mitar-
beiter die Meinung der Unternehmer 
im Lande. Hinzu kommen zahlreiche 

Ausschüsse und Arbeitskreise, die 
kurzfristig zusammengerufen werden.

Ausserdem gibt es die Gremien inner-
halb der BDA: Arbeitsrechtausschuss, 
Arbeitsmarktfragen, Lohn- und Ta-
rifpolitischer Ausschuss, Sozialpoli-
tik in der EU, Kommission „Für eine 
neue Arbeitsmarktverfassung“ (Si-

mon), Ausschuss Bildung/ Beruf liche 
Bildung (BDA und BDI), Ausschuss 
für Volkswirtschaftliche Fragen, AK 
Allgemeinbildendes Schulwesen, AK 
Beruf liche Bildung (BDA), AK Hoch-
schule/Wirtschaft (BDA und BDI) (Dr. 
Hannowsky), Gesprächskreis Arbeits-
recht, Ausschuss für soziale Sicherung, 
Koordinierung der AVE von Tarifver-
trägen (Papier), AK Öffentlichkeitsar-
beit (Speker)	
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Gremium Vertreter

AOK Rheinland-Pfalz (Verwaltungsrat) Olaf Papier

Deutsche Rentenversicherung (Vertreterversammlung) Olaf Papier

Ehrenamtlicher Richter beim Arbeitsgericht Mainz Olaf Papier

Ehrenamtlicher Richter beim Bundesarbeitsgericht Werner Simon

EURES-T Oberrhein und Saar-Lor-Lux Olaf Papier

Institut der deutschen Wirtschaft (Konjunkturpol. Gespräch) Dr. Dirk Hannowsky

ISB (Bewilligungsausschuss Sonderhaftungsfonds Kreditbürgerschaften) Dr. Dirk Hannowsky

ISB- Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (Beirat) Werner Simon

Landesarbeitsausschuss Landeszentrale für Politische Bildung Dr. Dirk Hannowsky

Landesbeirat für Weiterbildung Dr. Dirk Hannowsky

Landeskommission Duale Studiengänge Dr. Dirk Hannowsky

Metropolregion Rhein-Necker (Steuerungskreis) Werner Simon

Ovaler Tisch des Ministerpräsidenten Werner Simon

RPR-Programmbeirat Olaf Papier

Sonderkommission Schwarzarbeit Olaf Papier

Statistischer Landesausschuss Dr. Dirk Hannowsky

Stiftung Rheinland-Pfalz für Innovation (Kuratorium) Werner Simon

SWR-Programmbeirat Wirtschaft und Soziales Marcel Speker

SWR-Rundfunkrat (inkl. Landesrundfunkrat Rheinland-Pfalz) Marcel Speker

SWR-Verwaltungsrat Werner Simon

Tarifausschuss Rheinland-Pfalz Olaf Papier

Universität Koblenz-Landau (Kuratorium) Werner Simon

Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie Koblenz e.V. (Kuratorium) Dr. Dirk Hannowsky

Wirtschafts- und Sozialausschuss der Großregion (Delegierter) Werner Simon

Unterwegs im Auftrag der Unternehmerinteressen



Die aktive Pressearbeit der LVU 
ist im vergangenen Jahr um den 
online-Bereich erweitert worden. 
Mit der neuen homepage ist die 
Landesvereinigung nun nicht nur 
technisch auf der Höhe der Zeit. 
Auch in Sachen Aktualität kann 
sich die Seite sehen lassen. Sie 
folgt dabei dem aktuellen Trend in 
der Newsbranche: „Online first!“

Alle Informationen, Inhalte, Presse-
mitteilungen und Stellungnahmen 
werden direkt auf der LVU-homepage 
eingestellt. Das Ziel ist es, die Inter-
netseite zu dem Informationsportal 
der rheinland-pfälzischen Wirtschaft 
auszubauen. Alle wichtigen Informa-
tionen, sowohl für den Erstkontakt, 
Journalisten oder Fachleute sollen dort 
dauerhaft und aktuell verfügbar sein. 

In der zweiten Jahreshälfte 2007 kam 
ein Mitgliederbereich hinzu, in dem 
die LVU-Mitglieder etwa Rundschrei-
ben oder andere vertrauliche Informa-
tionen einsehen können. 2008 startete 
dann der eMail-Newsletter, der in der 
Regel einmal in der Woche zusammen-
fassend über die aktuellen Meldungen 
rund um den Wirtschaftsstandort 
Rheinland-Pfalz informieren. Den 
Newsletter können alle Interessierten 
einfach auf der homepage bestellen.

Aber auch die „klassische“ Pressearbeit 
hat nach wie vor einen hohen Stellen-
wert: Mit 50 Pressemitteilungen und 
knapp 100 beantworteten Pressean-
fragen hat die LVU-Pressestelle auch 
im vergangenen Jahr wieder aktiv die 
Stimme der Unternehmer im Lande in 
die öffentliche Diskussion eingebracht.

Besonders große öffentliche – und 
somit auch journalistische – Auf-
merksamkeit galt der Frage nach den 
Auswirkungen eines Bahn-Streiks auf 
die Wirtschaft in Rheinland-Pfalz. 
Allein zu diesem Themenkomplex 
registrierte die Informationsstelle der 
rheinland-pfälzischen Wirtschaft eine 
große Zahl von Anfragen.

Mit der pdf-Karten-Kampagne ge-
gen die Rücknahme erfolgreicher Ar-
beitsmarktreformen betrat die LVU 
erstmals das Neuland der Kampag-
nen-Planung. Hier gilt es den Adressa-
tenkreis für solche Aktionen zukünftig 
einmal grundsätzlich zu bestimmen, 
um auch bei anderen Anlässen ent-
sprechend schnell und effektiv hand-
lungsfähig zu sein.	 31
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Wenn der Begriff „langjähriger 
Mitarbeiter“ treffend ist, dann 
bei Jürgen Fielstette: Der LVU-
Geschäftsführer für Öffentlich-
keitsarbeit trat im Juni 2007 nach 
36 Jahren als Pressesprecher bei 
der Landesvereinigung und in 
Personalunion auch beim Ver-
band der Pfälzischen Metall- und 
Elektroindustrie in den Ruhe-
stand.

Mit einer kleinen Feierstunde in der 
Lobby des rheinland-pfälzischen Land-
tags verabschiedeten sich Freunde, 
Kollegen und Weggefährten von Fiels-
tette. Sein Augenmerk galt neben dem 
Tagesgeschäft der Entwicklung des 
privaten Hörfunks in Rheinland-Pfalz. 
Maßgeblich war er daran beteiligt, 
dass sich die Unternehmerverbände 
1985 um eine Lizenz für ein Wirt-
schaftsprogramm im UKW-Hörfunk 
des Pilotgebietes bewarben und diese 
Lizenz 1987 in das damalige RPR-
Kontingent – heute Radio RPR1 –  
einbrachten.

Für sein vielfältiges Engagement er-
hielt er im Jahre 2003 die Verdienst-
medaille des Landes Rheinland-Pfalz. 
Ihm folgte, ebenfalls in Personaluni-
on für LVU und PfalzMetall, Marcel 
Speker nach.	

Jürgen Fielstette  
verabschiedet

LVU-Pressearbeit: 
„Online first!“
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Landesvereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz (LVU)

Hindenburgstraße 32, 55118 Mainz
Postfach 2966, 55019 Mainz
Tel.: 06131 / 5575-0, Fax: 06131 / 5575-39
www.lvu.de
contact@lvu.de

Präsident

Dr. Gerhard F. Braun
Geschäftsführender Gesellschafter
Karl Otto Braun GmbH & Co. KG
Lauterstraße 50
67752 Wolfstein
Postfach 11 40
67751 Wolfstein
Tel.: 06304 / 74215
Fax: 06304 / 741215 
gerhard.braun@kob.de
www.kob.de

Vizepräsident Schatzmeister

Ulrich Pitkamin
Vorsitzender der Geschäftsführung
Boehringer Ingelheim Pharma 
GmbH & Co. KG
Binger Straße 173
55216 Ingelheim
Tel.: 06132 / 772266
Fax: 06132 / 775734
ulrich.pitkamin@boehringer-ingelheim.de 
www.boehringer-ingelheim.de

Dr. Eduard Kulenkamp
Vorstandsmitglied
Gebr. Pfeiffer AG
Barbarossastraße 50 - 54
67655 Kaiserslautern
Postfach 30 80
67618 Kaiserslautern
Tel.: 0631 / 4161104
Fax: 0631 / 4161103
dr.kulenkamp@gpag.com

Vorstandsmitglieder

Dipl.-Ing. Günther Clos
CEO der Division Components 
der Deloro Stellite Group
Zur Bergpflege 53
56070 Koblenz
Tel.: 0261 / 808822
Fax: 0261 / 808823
gclos@deloro.de
www.deloro.de

Hans-Carsten Hansen
President Human Resources
BASF SE
GP - C 100
67056 Ludwigshafen
Tel.: 0621 / 6048300
Fax: 0621 / 6092721
hans-carsten.hansen@basf.com

Achim Haupt
Geschäftsführer
Julius Haupt GmbH
Albert-Einstein-Straße 7
55743 Idar-Oberstein
Postfach 01 14 45
55704 Idar-Oberstein
Tel.: 06781 / 94810
Fax: 06781 / 948118
Achim.Haupt@juhaupt.de
www.juhaupt.de

Willi Kuhn
Geschäftsführender Gesellschafter 
der Gebr. Kuhn
Baustoffhandelsgesellschaft mbH
Parkring 13
76751 Jockgrim
Tel.: 07271 / 95940
Fax: 07271 / 959444
w_kuhn@t-online.de
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Dipl.-Kfm. Klaus Heinlein
Geschäftsführer
Fuchs Lubritech GmbH
Hans-Reiner-Straße 7–13
67685 Weilerbach
Tel.: 06374 / 924701
Fax: 06374 / 924941
klaus.heinlein@fuchs-lubritech.de
www.fuchs-lubritech.de

Matthias Moelle
Geschäftsführender Gesellschafter
Römheld & Moelle Eisengießerei
Maschinen- und Apparatebau GmbH
Rheinallee 92
55120 Mainz
Postfach 35 20
55025 Mainz
Tel.: 06131 / 96060101
Fax: 06131 / 9606090
moelle@roemheld-moelle.de
www.roemheld-moelle.de

Dr. Werner Hitschler
Mitglied des Vorstandes
Pfalzwerke Aktiengesellschaft
Kurfürstenstraße 29
67061 Ludwigshafen
Postfach 21 72 46
67072 Ludwigshafen
Tel.: 0621 / 5852100
Fax: 0621 / 5852212
werner_hitschler@pfalzwerke.de
www.pfalzwerke.de

Hermann-Josef Görges
Geschäftsführung Raab-Group (Sprecher)
Joseph Raab GmbH & Cie. KG
Gladbacher Feld 5
56566 Neuwied
Postfach 22 61
56512 Neuwied
Tel.: 02631 / 913108
Fax: 02631 / 913162
hermann-josef.goerges@raab-gruppe.de
www.raab-gruppe.de

Geschäftsstelle

Hauptgeschäftsführer

RA Werner Simon

Werner.Simon@lvu.de
Assistenz: Vera Phelps
Tel.: 06131 / 557527

Geschäftsführer

Dr. rer. pol. Dirk Hannowsky 

Dirk.Hannowsky@lvu.de
Assistenz: Monika Kansy
Tel.: 06131 / 557526

Justitiar

Rechtsanwalt Olaf Papier

Olaf.Papier@lvu.de
Assistenz: Birgit Seidel
Tel.: 06131 / 557535

Landesarbeitsgemeinschaft 
SCHULEWIRTSCHAFT Rheinland-Pfalz

Stv. Geschäftsführerin: Susanne Steimer

Steimer@lvu.de
Tel.: 06131 / 557510

Informationsstelle der 
Rheinland-Pfälzischen Wirtschaft

Marcel Speker

Marcel.Speker@lvu.de
Assistenz: Monika Tunkel 
Tel.: 06131 / 557531
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Verband Kontakt Vorsitzender Geschäftsführer

LandesverbandBauindustrie
Rheinland-Pfalz e.V.
Am Linsenberg 16
55131 Mainz
Postfach 42 24
55032 Mainz

Tel.: 06131 / 26170
Fax: 06131 / 261722
www.bauindustrie-rlp.de 
mainz@bauindustrie-rlp.de

Dipl.-Ing. Karl-Wilhelm Faber
Geschäftsführender Gesellschafter
Wilhelm Faber GmbH & Co. KG
Galgenwiesenweg 23–29
55232 Alzey
Tel.: 06731 / 4920
Fax: 06731 / 492115

Dipl.-Ing. Dr. jur. 
Martin Dossmann

Güteschutz und Landesverband
Beton- und Bimsindustrie
Rheinland-Pfalz e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852290
vse@verband-steine-erden.de
www.glv-beton-bims.de

Joachim Altenhofen
Geschäftsführender Gesellschafter
Rausch-Therm-Stein
GmbH & Co. KG
Postfach 20
56643 Nickenich
Tel.: 02632 / 82078
Fax: 02632 / 81853

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz
Dipl.-Ingenieur
Dieter Heller

Brauerbund
Hessen/Rheinland-Pfalz e.V.
Sonnenberger Straße 46
65193 Wiesbaden

Tel.: 0611 / 5317750
Fax: 0611 / 53177520
mail@brauer-hmr.de
www.brauer-hmr.de

Dr. Axel Th. Simon
Bitburger Holding GmbH
Römermauer 3
54261 Bitburg
Tel.: 06561 / 14220

Rechtsanwalt
Axel Jürging

Verband Pfälzischer
Brauereien e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852221
Brauer-Pfalz@IVN.de

Dr. Sven Bischoff
Privatbrauerei Bischoff GmbH & Co. KG
An den Hopfengärten 6
67722 Winnweiler
Postfach 11 62
67719 Winnweiler
Tel.: 06302 / 9120
Fax: 06302 / 912120

Rechtsanwalt
Thomas Gans

Arbeitgeberverband Chemie
Rheinland-Pfalz e.V.
Bahnhofstraße 48
67059 Ludwigshafen
Postfach 21 07 69
67007 Ludwigshafen

Tel.: 0621 / 520560
Fax: 0621 / 5205620
info@chemie-rp.de
www.chemie-rp.de

Klaus Heinlein
Geschäftsführer der 
FUCHS LUBRITECH GmbH
Hans-Reiner-Straße 7–13
67685 Weilerbach
Tel.: 06374 / 924701
Fax: 06374 / 924941
klaus.heinlein@fuchs-lubritech.de
www.fuchs-lubritech.de

Reimer Wittenberg

Verband Druck und Medien
Rheinland-Pfalz und
Saarland e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 852275
Fax: 06321 / 852221
verband@druckrps.de
www.druckrps.de

Bernd Sontag Geschäftsführer
Adolf Sontag Druck & Papier
verarbeitung GmbH & Co. KG
Ingelheimer Straße 7
55268 Nieder-Olm
Postfach 12 61
55265 Nieder-Olm
Tel.: 06136 / 7650
Fax: 06136 / 76544
bernd@sontag.biz
www.sontag.biz

Rechtsanwalt
Thomas Gans

Arbeitgeberverband
Energie Südwest e.V.
Hindenburgstraße 32
55118 Mainz
Postfach 11 52
55001 Mainz

Tel.: 06131 / 55750
Fax: 06131 / 557539
dirk.hannowsky@lvu.de

Dr. Werner Hitschler
Vorstandsmitglied
Pfalzwerke Aktiengesellschaft
Kurfürstenstraße 29
67061 Ludwigshafen
Postfach 21 72 46
67072 Ludwigshafen
Tel.: 0621 / 5852100
Fax: 0621 / 5852212
werner_hitschler@pfalzwerke.de

Dr. Dirk Hannowsky

Mitgliedsverbände der Landesvereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz (LVU)
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Verband Kontakt Vorsitzender Geschäftsführer

Verband der holz- und kunst
stoffverarbeitenden Industrie
Rheinland-Pfalz e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 852-233 o. 223
Fax: 06321 / 88955
info@ho-ku.de
www.ho-ku.de

Axel Schramm
Geschäftsführer
Schramm Werkstätten GmbH
Industriepark Langmeil
67722 Winnweiler
Tel.: 06302 / 92360
Fax: 06302 / 923699
axel.schramm@ 
schramm-werkstaetten.de

Rechtsanwalt
Gerhard Koch

Verband der Metall- und
Elektroindustrie
Rheinland-Rheinhessen e.V.
Ferdinand-Sauerbruch-Straße 9
56073 Koblenz
Postfach 30 08 03
56029 Koblenz

Tel.: 0261 / 404060
Fax: 0261 / 4040626
vem@vem.de
www.vem.de

Dipl.-Ing. Günther Clos
CEO der Division Components der
Deloro Stellite Group
Zur Bergpflege 53
56070 Koblenz
Tel.: 0261 / 808822
Fax: 0261 / 808823
gclos@deloro.de
www.deloro.de

Assessor (HGF)
Franz-Josef Mäckler

PFALZMETALL
Verband der Pfälzischen
Metall- und Elektroindustrie e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt /Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 852225
Fax: 06321 / 852265
info@pfalzmetall.de
www.pfalzmetall.de

Dr. Eduard Kulenkamp
Gebr. Pfeiffer AG
Barbarossastraße 50–54
67655 Kaiserslautern
Postfach 30 80
67618 Kaiserslautern
Tel.: 0631 / 4161104
Fax: 0631 / 4161103

Rechtsanwalt
Werner Simon

Arbeitgeberverband Ernährung 
Genuß Hessen/Rheinland-Pfalz/
Saarland e.V.
Sonnenberger Straße 46
65193  Wiesbaden

Tel.: 0611 / 238690
Fax: 0611 / 2386920
vav@agv-ernaehrung.de
www.agv-ernaehrung.de

Hinrich Wulff
Sonnenberger Straße 46
65193 Wiesbaden
Tel.: 0611 / 238690
Fax: 0611 / 2386920

Rechtsanwalt
Axel Jürging 

Verband Papierindustrie
Rheinland-Pfalz e.V. -PRP-
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 852228
Fax: 06321 / 852272
Martina.Bohl-Hafenstein@ivn.de

Dr. Benno Hundgeburt
Geschäftsführer
WEPA Papierfabrik P. Krengel GmbH & Co. KG
Rönkhauser Straße 26
59757 Arnsberg
Tel.: 02932 / 307-490
Fax: 02932 / 307 - 72490
www.wepa.de

Rechtsanwalt
Stephan Meißner

Verband der Papier, Pappe
und Kunststoff verarbeitenden
Industrie Rheinland-Pfalz
und Saarland e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852221
info@verband- 
papierverarbeitung.de
www.verband- 
papierverarbeitung.de

Ralf Lenhardt
Geschäftsführer
CP Schmidt Verpackungs-Werk
GmbH & Co. KG
Merkurstraße 22-26
67663 Kaiserslautern
Postfach 14 20
67603 Kaiserslautern
Tel.: 0631 / 3537157
Fax: 0631 / 3537100

Rechtsanwalt
Thomas Gans

Industrieverband
Schmuck und Metallwaren
Idar-Oberstein e.V.
Mainzer Straße 34
55743 Idar-Oberstein
Postfach 12 22 20
55714 Idar-Oberstein

Tel.: 06781 / 944250
Fax: 06781 / 944266
info@iv-schmuck-metall.de
www.iv-schmuck-metall.de

Achim Haupt
Geschäftsführer
Julius Haupt GmbH
Albert-Einstein-Straße 7
55743 Idar-Oberstein
Postfach 01 14 45
55704 Idar-Oberstein
Tel.: 06781 / 94810
Fax: 06781 / 948118
email@juhaupt.de
www.juhaupt.de

Rechtsanwalt
Jörg Lindemann
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Verband Kontakt Vorsitzender Geschäftsführer

Rheinischer
Unternehmerverband
Steine und Erden e.V.
Engerser Landstraße 44
56564 Neuwied
Postfach 22 41
56512 Neuwied

Tel.: 02631 / 39590
Fax: 02631 / 28810
woerner@ruv-ste.de

Hermann-Josef Görges
Geschäftsführung Raab-Group (Sprecher)
Joseph Raab GmbH & Cie. KG
Gladbacher Feld 5
56566 Neuwied 
Postfach 22 61
56512 Neuwied
Tel.: 02631 / 913108
Fax: 02631 / 913162

Assessor
Ludwig Wörner

Verband der Schuhindustrie
in Rheinland-Pfalz e.V.
Exerzierplatzstraße 3
66953 Pirmasens
Postfach 28 24
66934 Pirmasens

Tel.: 06331 / 13056
Fax: 06331 / 91366
vds-ps@t-online.de
www.schuhindustrie.de

Dipl.-Ing. Hans Jürg Keller
Geschäftsführer
Peter Kaiser GmbH
Schuhfabrik
Lemberger Straße 46
66955 Pirmasens
Postfach 20 64
66928 Pirmasens
Tel.: 06331 / 7160
Fax: 06331 / 716196

Rechtsanwalt
Dr. Peter Neumann

Verband der Textil- und 
Bekleidungsindustrie  
Hessen, Rheinland-Pfalz  
und Saarland e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852221
info@verband-textil- 
bekleidung.de
www.verband-textil- 
bekleidung.de

Dipl.-Ing. Werner Braun
Geschäftsführer
Karl Otto Braun GmbH & Co. KG 
Lauterstrasse 50
67752 Wolfstein
Postfach 11 40
67751 Wolfstein
Tel.: 06304 / 74-0
Fax: 06304 / 74-390

Rechtsanwalt
Thomas Gans

Industrieverbände Neustadt  
an der Weinstraße e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt /Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852265
info@ivn.de
www.ivn.de

Dr. Eduard Kulenkamp
Gebr. Pfeiffer AG
Barbarossastraße 50–54
67655 Kaiserslautern
Postfach 30 80
67618 Kaiserslautern
Tel.: 0631 / 4161104
Fax: 0631 / 4161103

Rechtsanwalt
Werner Simon

Fachverband Ziegelindustrie
Südwest e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852290
vse@verband-steine-erden.de

Matthias Rimmele
Geschäftsführer
Ziegelwerk G. Rimmele KG
Riedlinger Straße 49
89584 Ehingen
Tel.: 07391 / 50080
Fax: 07391 / 500833
info@rimmele.de
www.rimmele.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Vereinigung der Arbeitgeber
verbände Verkehrsgewerbe 
Rheinland-Pfalz e.V. (VAV)
Lauterstraße 17
67657 Kaiserslautern

Tel.: 0631 / 371610
Fax: 0631 / 3716111
vav@vvrp.com

Dipl.-Kfm. Wolfgang Rempel
Geschäftsführer
RWL Rempel + Wittmann Logistik GmbH
Gaswerkstraße 1
67310 Hettenleidelheim
Tel.: 06351 / 8051
Fax: 06351 / 8059

Rechtsanwalt
Heiko Nagel
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Verband Kontakt Vorsitzender Geschäftsführer

Verband des Verkehrsgewerbes
Rheinland e.V. (VDV)
Moselring 11
56073 Koblenz
Postfach 20 14 31
56014 Koblenz

Tel.: 0261 / 494330
Fax: 0261 / 494339
g.borning@vdv-rheinland.de
www.vdv-rheinland.de

Ralf Bernards
Geschäftsführer 
Bernards Logistik KG
In der alten Glasfabrik 53
53439 Sinzig
Tel.: 02642 / 970097
Fax: 02642 / 970044

Guido Borning

Verband des Verkehrsgewerbes
Rheinhessen-Pfalz e.V. (VVRP)
Lauterstraße 17
67657 Kaiserslautern

Tel.: 0631 / 371610
Fax: 0631 / 3716111
mail@vvrp.com
www.vvrp.com

Henriette Koppenhöfer
Geschäftsführerin
Spedition Koppenhöfer GmbH
Carl-Zeiss-Straße 19
67227 Frankenthal
Tel.: 06233 / 79 64
Fax: 06233 / 79 68
info@spedition-koppenhoefer.de

Rechtsanwalt
Heiko Nagel

Omnibusverband Süd-West e.V. 
/ OSW
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 14
55130 Mainz

Tel.: 06131 / 921313
Fax: 06131 / 921312
osw@busforum.de

Frank Imfeld
Busverkehr Imfeld
Bahnsraße 128
66849 Landstuhl
Tel.: 06371 / 925914
Fax: 06371 / 925925
osw@imfeld.de

Frank Imfeld

Arbeitgeberverband
Spedition und Logistik
Rheinland-Pfalz e.V. (ASL)
Königsberger Straße 29
60487 Frankfurt/Main

Tel.: 069/9708110
Fax: 069/776356
roell@speditionsportal.net

Dietmar Brachat
Schotpoort Logistics Wörrstadt GmbH
Hinter dem Turm 3
55286 Wörrstadt
Tel.: 06732 / 94470
Fax: 06732 / 944744
dietmar.brachat@becker-woerrstadt.de

Rechtsanwalt
Thomas A. Röll

Über die Industrieverbände Neustadt an der Weinstraße e.V. angeschlossenen Verbände

Verband Feuerfest, Ton- und  
Klebsandgruben der Pfalz
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852290
vse@verband-steine-erden.de

Dipl.-Ing. Walter Steiner
Geschäftsführer
Eisenberger Klebsandwerke GmbH
Bahnhofstraße 16
67304 Eisenberg
Postfach 12 20
67299 Eisenberg
Tel.: 06351 / 4090
Fax: 06351 / 409170

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Verband der Nahrungsmittel-
Industrie für die Pfalz e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852221

Dipl.-Brennm. Mathias Berkel
Berkel Unternehmungen
GmbH & Co. KG
Erbachstraße 18
67065 Ludwigshafen
Postfach 15 02 80
67027 Ludwigshafen
Tel.: 0621 / 5495911
Fax: 0621 / 5495959

Rechtsanwalt
Thomas Gans

Verband der  
Rheinland-Pfälzischen  
Säge- und Holzindustrie e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 852-220
Fax: 06321 / 88955
info@ho-ku.de

Heinz Hermes
M. Hermes Holz GmbH
Postfach 11
54589 Stadtkyll
Tel.: 06597 / 95300
Fax: 06597 / 953030
hermes-holz@t-online.de

Rechtsanwalt
Gerhard Koch

Folgende Verbände bilden die VAV:
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Verband Kontakt Vorsitzender Geschäftsführer

Verband der Transportbeton-
und Mörtelindustrie
Hessen - Rheinland-Pfalz e.V.
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852290 
vse@verband-steine-erden.de

Michael Gieding
Geschäftsführer
Heidelberger Beton GmbH
Berliner Straße 10
69120 Heidelberg
Tel.: 06221 / 4819625
Fax: 06221 / 481119625
rita.lang@heidelberger-beton.de 
www.heidelberger-beton.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Industrieverband
Steine und Erden e.V. (VSE)
Neustadt/Weinstraße
Friedrich-Ebert-Straße 11–13
67433 Neustadt/Weinstr.
Postfach 10 10 62
67410 Neustadt/Weinstr.

Tel.: 06321 / 8520
Fax: 06321 / 852290
vse@verband-steine-erden.de
www.verband-steine-erden.de

Dr. Thomas Grieshaber
Gebr. Grieshaber GmbH & Co. KG
Unteres Rheinufer 39
67061 Ludwigshafen
Postfach 21 05 69
67005 Ludwigshafen
Tel.: 0621 / 590060
Fax: 0621 / 5900658
t.grieshaber@gebr.grieshaber.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Fachabteilungen VSE:

Kies und Sand 
Hessen - Rheinland-Pfalz

Rudolf Sehring
Sehring Sand & Kies GmbH & Co. KG
Postfach 16 27
63206 Langen
Tel.: 069 / 697010
Fax: 069 / 693450
Sschneider@sehring.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Naturstein Willi Kuhn 
Gebr. Kuhn Baustoffhandels-
gesellschaft mbH
Im Kieswerk
76777 Neupotz
Tel.: 07272 / 92890
Fax: 07272 / 928940
Gebr.Kuhn.GmbH@t-online.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Naturwerkstein Dipl.-Ing. Christine Müller-Hofstätter
Natursandsteinwerk Konrad Müller GmbH
Eselsfürth 2
67657 Kaiserslautern
Tel.: 0631 / 40105
Fax: 0631 / 44922
konrad-mueller-gmbh@t-online.de

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Recycling-Baustoffe 
Hessen - Rheinland-Pfalz

Thomas Weber
Büttel GmbH, RC Werk Worms
Langgewann 60
67547 Worms
Tel.: 06241 / 94660-0
Fax: 06241 / 94660-3

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Lava Karl Rheinard
H. W. Schmitz Lava GmbH & 
Co. KG
Rennweg 64-66
56626 Andernach
Tel.: 02632 / 92730
Fax: 02632 / 48806

Rechtsanwalt
Heinrich Klotz

Über die Industrieverbände Neustadt an der Weinstraße e.V. angeschlossenen Verbände
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Einzelmitglieder

Coface
Kreditversicherung AG
Isaac-Fulda-Allee 1
55124 Mainz
Postfach 12 09
55002 Mainz
Tel.: 06131 / 3230
Fax: 06131 / 323403
christina.ammon@coface.de
www.coface.de

TWE Dierdorf GmbH & Co. KG
Poststraße 29
56269 Dierdorf
Postfach 12 51
56264 Dierdorf
Tel.: 02689 / 920
Fax: 02689 / 926110
info@twedierdorf.de
www.vliesstoffe-dierdorf.de

LOHMANN GmbH & Co. KG
Irlicher Straße 55
56567 Neuwied
Postfach 14 54
56504 Neuwied
Tel.: 02631 / 346881
Fax: 02631 / 346697
info@lohmann-gruppe.de
www.lohmann-gruppe.de

Schott AG
Hattenbergstraße 10
55122 Mainz
Postfach 24 80
55014 Mainz
Tel.: 06131 / 660
Fax: 06131 / 662000
www.schott.com

LTS Lohmann
Therapie-Systeme AG
Lohmannstraße 2
56626 Andernach
Postfach 15 25
56605 Andernach
Tel.: 02632 / 990
Fax: 02632 / 992200
ltsgroup@ltslohmann.de
www.ltslohmann.com

Schott Music
GmbH & Co. KG
Weihergarten 5
55116 Mainz
Postfach 36 40
55026 Mainz
Tel.: 06131 / 2460
Fax: 06131 / 246211
info@schott-music.com
www.schott-music.com

Lohmann & Rauscher GmbH & Co. KG
Irlicher Straße 55
56567 Neuwied
Postfach 23 43
56513 Neuwied
Tel.: 02634 / 990
Fax: 02634 / 996467
info@de.LRmed.com
www.lohmann-rauscher.com

Rechnungsprüfer

Rudolf Bödige
Alleinvertretender Geschäftsführer
mzm Medienzentrum Mainz
Rudolf Bödige GmbH
Rilkeallee 52
55127 Mainz
Tel: 06131 / 932978
Fax: 06131 / 932979
r.boedige@mzm-mainz.de

Dr. Dieter Mannheim
Persönlich haftender Gesellschafter
Kärlicher Ton- und Schamottewerke
Mannheim & Co. KG (KTS)
Burghof, Burgstraße 9
56218 Mülheim-Kärlich
Tel.: 02630 / 94410
Fax: 02630 / 944110
dr.mannheim@kts-kg.de
www.kts-kg.de

Landesvereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz (LVU)
Ausschuß für Energiefragen | Mitglieder:

Michael Cypra Heidelberger Zement AG
Werk Mainz-Weisenau
Wormser Straße 190
55130 Mainz

Markus Mann Geschäftsführer
Emil Mann GmbH & Co. KG
Internationale Fachspedition
Schulweg 8 - 14
57520 Langenbach

Dr. Klaus Werth Elektrizitätswerk
Rheinhessen AG
Lutherring 5
67547 Worms

Geschäftsführung: Klaus Falkus



Hindenburgstraße 32      
55118 Mainz

Postfach 2966    
55019 Mainz

Tel.:	06131 / 5575-0
Fax:	06131 / 5575-39

www.lvu.de
contact@lvu.de


